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25. Sitzung 

Bonn, den 18. März 1981 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Wir treten ein in die 

Fragestunde 
— Drucksache 9/226 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht uns Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär Brück zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 120 des Herrn Abgeordneten 
Herberholz auf: 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, wonach die 
Nahrungsmittelhilfe. der Europäischen Gemeinschaft in diesem Wirt-
schaftsjahr nur zögernd verläuft, und wenn ja, kann sie Ursachen dafür 
angeben? 

B) 
Bitte schön. 

Brück, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Kollege 
Herberholz, für das laufende Wirtschaftsjahr 1981 
ist das Nahrungsmittelhilfe-Programm noch nicht 
verabschiedet. Ihre Frage dürfte sich auf das abge-
laufene Wirtschaftsjahr 1980 beziehen. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß es in der 
zweiten Jahreshälfte 1980 — abgesehen von den üb-
lichen Schwierigkeiten bei der Abwicklung solcher 
Programme wie z. B. fehlender Lagermöglichkeiten 
der Empfängerländer — infolge vorübergehender 
personeller Schwierigkeiten innerhalb der zuständi-
gen Dienststellen der EG-Kommission, die jetzt ab-
gestellt sind, zu geringfügigen zusätzlichen Verzöge-
rungen bei der Ausschreibung von Nahrungsmittel-
hilfe-Lieferungen gekommen ist. 

Trotzdem wurden im letzten Jahr insgesamt 
480 000 Tonnen Weizen verschifft. Im Jahr zuvor wa-
ren es am Jahresende 521 000 Tonnen. Die Abwick-
lung der Restmengen des Vorjahres hat in den er-
sten Monaten dieses Jahres stattgefunden bzw. fin-
det zur Zeit statt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, eventuell 
nicht abgerufene Posten von Getreide aus der Nah-
rungsmittelhilfe der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen zur Ver-
fügung zu stellen, um so deren jüngstem Hilfeappell 

zur Abwendung der bevorstehenden Hungersnot in 
Ostafrika zu entsprechen? 

Brück, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Herber-
holz, es handelt sich nicht um nicht abgerufene Nah-
rungsmittel, sondern es handelt sich um im Nah-
rungsmittel-Hilfeprogramm der EG vorgesehene 
Mengen, die im Rahmen des internationalen Wei-
zenabkommens geliefert werden. Es handelt sich 
nur um eine Verzögerung in der Lieferung, aber es 
steht fest, wer sie erhalten soll und wer sie 
braucht. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, sieht die 
Bundesregierung eine Möglichkeit, Teile der euro-
päischen Nahrungsmittelhilfe Brasilien zur Verfü-
gung zu stellen zur Beseitigung der Hungersnot im 
Nordosten des Landes, die dort auf Grund der an-
dauernden Dürrekatastrophe herrscht? 

Brück, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Herber-
holz, bei dem Nahrungsmittelhilfe-Programm der 
Gemeinschaft handelt es sich um Hilfe zur Über-
brückung oder zur Linderung von Not. Würden wir 
jetzt beispielsweis diese Hilfe an Brasilien geben, 
müßten wir sie sonstwo abziehen, wo sie auch benö-
tigt wird. Wir haben abzuwägen, wo die Not am drän-
gendsten ist. Die Anforderungen an die Nahrungs-
mittelhilfe der Gemeinschaft sind immer höher als 
das, was wir zur Verfügung haben. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 121 des Herrn Abgeordneten 
Herberholz auf: 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, wonach 
300 000 t für die Nahrungsmittelhilfe der Europäischen Gemeinschaft 
zur Verfügung gestellter Weizen dem kommerziellen Export zugeführt 
werden sollen? 

Brück, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Herber-
holz, der Bundesregierung sind solche Pressemel-
dungen nicht bekannt. In der Sache sind weder 
300 000 Tonnen Weizen, der für Nahrungsmittel-  
Zwecke bestimmt war bzw. ist, für den kommerziel-
len Export verwendet worden noch bestehen derar-
tige Absichten für die Zukunft. 
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Parl. Staatssekretär Brück 
Die im Nahrungsmittelhilfeschema 1980 vorgese-

henen Weizenmengen wurden bzw. werden geliefert. 
Dies wird 1981 nicht anders sein, sobald das diesjäh

-

rige Schema verabschiedet ist, zumal die von den 
Entwicklungsländern beantragten Mengen ohnehin 
die verfügbare Masse übersteigen, wie ich bereits 
auf Ihre Zusatzfrage geantwortet habe. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Verkehr auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Mahne zur Verfügung. 

Frage 3 des Abgeordneten Dr. Hüsch, die Fragen 8 
und 9 des Abgeordneten Wimmer (Eggenfelden), 10 
und 11 des Abgeordneten Bamberg, 12 und 13 des 
Abgeordneten Amling, 14 und 15 des Abgeordneten 
Weinhofer sowie 16 und 17 des Abgeordneten Feile 
werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe Frage 4 des Herrn Abgeordneten Stock-
leben auf: 

Nach welchen Bestimmungen und unter welchen Bedingungen ist in 
der Bundesrepublik Deutschland der Transport von Kohlestaub gestat-
tet, gibt es hierzu regionale Ausnahmeregelungen, und ist die Bundesre-
gierung bereit, diese gegebenenfalls zu ändern? 

Mahne, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege Stockleben, die maßge-
benden Bestimmungen für die Beförderung von 
künstlich aufbereitetem Staub von Steinkohle, 
Braunkohle und Braunkohlenkoks sind in der Ge-
fahrgutverordnung Eisenbahn, der Gefahrgutver-
ordnung Straße, der Gefahrgutverordnung See und 
der Verordnung über die Beförderung gefährlicher 
Güter auf dem Rhein geregelt. 

Danach dürfen Kohlenstäube nur in Gefäßen aus 
Metall, Holz oder in widerstandsfähigen Säcken ver-
packt und befördert werden. Die Bestimmungen ent-
halten darüber hinaus detaillierte Vorschriften über 
die Bezettelung, die Zusammenpackung, die Ver-
sandart, die Frachtbriefeintragungen und derglei-
chen mehr. Gemäß § 11 Abs. 3 der Gefahrgutverord-
nung Straße können die Bundesländer Ausnahme-
genehmigungen zulassen. 

Im Hinblick auf die notwendige Harmonisierung 
aller Vorschriften über die Beförderung gefährlicher 
Güter, national wie aber auch international, ist es 
unumgänglich, eine Neuregelung in den maßgebli-
chen internationalen Gremien abzustimmen. Sobald 
dies geschehen ist, werden die Ausnahmeregelun-
gen der Länder durch eine bundesweit und interna-
tional geltende Regelung abgelöst werden. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen? 

(Stockleben [SPD: Danke!) 

Dann rufe ich Frage 5 des Herrn Abgeordneten Len-
zer auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, bei der Deutschen 
Bundesbahn durch technische Maßnahmen Problemlösungen für Be-
hinderte anzubieten (z. B. Beseitigung hoher Stufen beim Wagenein-
und -ausstieg, Abteile für Rollstuhlfahrer mit entsprechender Einstiegs-
möglichkeit usw.)? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lenzer, 
wegen des Sachzusammenhangs möchte ich die Fra-
gen 5 und 6 gemeinsam beantworten. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Einverstanden!) 

Präsident Stücklen: Dann rufe ich auch Frage 6 des 
Herrn Abgeordneten Lenzer auf: 

Welche Vorhaben, um Behinderten das Reisen zu erleichtern, hat die 
Deutsche Bundesbahn bisher verwirklicht bzw. wird sie speziell als Bei-
trag zum Jahr der Behinderten verwirklichen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Die Deutsche Bun-
desbahn, die sich bereits seit längerem um Reiseer-
leichterungen für behinderte und ältere Fahrgäste 
bemüht, berücksichtigt bei ihren Planungen und In-
vestitionsvorhaben folgende technische Maßnah-
men. Seit Jahren erhalten alle Neubaureisezugwa-
gen sowie vorhandene Fahrzeuge anläßlich einer 
größeren Revision eine vierte klappbare Trittstufe, 
die den Stufenabstand verringert und einen flache-
ren Treppenwinkel ermöglicht. 

Bei allen von Fernzügen angefahrenen Bahnhö-
fen wird angestrebt, die Bahnsteige in einem Lang-
frist-Programm auf 76 cm über Schienenoberkante 
anzuheben. Im reinen S-Bahn-Verkehr werden 
Fahrzeugeinstiege und Bahnsteighöhen optimal 
aufeinander abgestimmt, so daß Einstiegstufen 
gänzlich entfallen können. 

Bei Neu- und größeren Umbauten von Bahnhöfen 
werden Zu- und Abgänge und die Bahnhofsanlagen 
selbst behindertengerecht ausgebildet, soweit der 
Aufwand vertretbar ist. Auf Bahnhöfen mit regelmä-
ßig anfallendem Schwerbehindertenverkehr, z. B. in 
Kurorten, werden von der Deutschen Bundesbahn 
besondere Einstieghilfen erprobt. In Zusammenar-
beit mit dem Forschungszentrum für Rehabilitation 
und Prävention in Heidelberg hat die Deutsche Bun-
desbahn Prototypen eines sogenannten eisenbahn-
gerechten Rollstuhls entwickelt; dieser ist derzeit in 
Erprobung. 

Die Bemühung um eine Verbesserung der Reise-
bedingungen für Behinderte werden seitens der 
Deutschen Bundesbahn nach Maßgabe der verfüg-
baren Mittel auch im Jahre 1981 fortgeführt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär, kann man davon ausgehen, daß es sich in 
diesem Zusammenhang nicht nur um Aktionen Ih-
res Hauses zum „Jahr der Behinderten" handelt, 
sondern daß es von Ihnen quasi als eine Art Dau-
eraufgabe angesehen wird? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Dies ist eine Dau-
eraufgabe und muß eine Daueraufgabe sein, Herr 
Kollege Lenzer, und zwar schon aus einem ganz ein-
fachen Grund: Wir können den Wagenpark der Deut-
schen Bundesbahn nicht von heute auf morgen er-
neuern und der Beförderung von Schwerbehinderten 
anpassen, sondern dies muß im Rahmen der jährli-
chen Ersatzbeschaffungen erfolgen. Darüber hinaus 
sind die Umbaumaßnahmen auch bei den Bahnhö-
fen und bei den Bahnsteigen ein dauernder Prozeß. 
Sie mögen das außerdem daran erkennen, daß die 
Bundesbahn den eisenbahngerechten Rollstuhl seit 
zwei Jahren erprobt. Wie rechnen damit, daß die Er- 
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Parl. Staatssekretär Mahne 
probungsphase Ende dieses Jahres abgeschlossen 
werden kann. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, läßt sich diese Aktivität in irgendei-
ner Weise quantifizieren? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Die bisherigen Aus-
gaben der Deutschen Bundesbahn im Behinderten-
bereich kann ich an einigen Beispielen darstellen. 
So sind für die Entwicklung, Beschaffung und Erpro-
bung eisenbahngerechter Rollstühle, von denen ich 
eben sprach, bisher 200 000 DM ausgegeben worden. 
Dann sind für den Druck und die Verteilung einer 
Broschüre für Reisen Behinderter bisher insgesamt 
250 000 DM ausgegeben worden. Darüber hinaus 
werden erhebliche Investitionsmittel für eine behin-
dertengerechte Gestaltung von Bahnanlagen bereit-
gestellt. Sie lassen sich nicht genau quantifizieren, 
weil sie natürlich jeweils in die allgemeinen Kosten 
für die Umbaumaßnahmen einfließen. Aber hier 
handelt es sich um erhebliche zusätzliche Aufwen-
dungen. 

Prasident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, mir zu dieser Thematik noch einiges an 
schriftlichen Unterlagen aus Ihrem Hause zugäng-
lich zu machen bzw. mich auch über das zu informie-
ren, was eventuell von Ihrem Hause in Zusammen-
arbeit mit der privaten Wirtschaft an gemeinsamen 
Forschungs- und Entwicklungsprogrammen geplant 
ist? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich will das gern zu-
sagen, wobei ich heute nicht genau den Zeitpunkt 
festlegen kann, wann das erfolgt. Ich glaube im übri-
gen, daß diese Information für alle Kollegen des 
Deutschen Bundestages sehr interessant ist. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bitte, 
Herr Kollege Curdt. 

Curdt (SPD): Herr Staatssekretär, würden Sie die 
Freundlichkeit haben, mir die Frage zu beantwor-
ten, ob die Beförderung von Behinderten ausschließ-
lich von der Deutschen Bundesbahn vorgenommen 
wird oder ob an der Beförderung — insbesondere im 
Personennahverkehr — nicht auch private Konzes-
sionslinieninhaber beteiligt sind, und wäre es nicht 
Aufgabe derer, die diese Fragen immer stellen, auch 
diesen Bereich des Nahverkehrs und die dabei anfal-
lenden Kosten zu bedenken? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Natürlich ist es so, 
daß das eine Aufgabe aller Verkehrsträger ist. Dar-
über hinaus ist es natürlich eine Aufgabe der öffent-
lichen Hand insgesamt, für die Mobilität von 
Schwerbehinderten Sorge zu tragen. 

Curdt (SPD): Kann ich also davon ausgehen, Herr 
Staatssekretär, daß sich die von der Bundesregie-
rung dem Abgeordneten Lenzer zugesagte Antwort 
auch auf die Bereiche des privaten Verkehrsgewer

-

bes erstrecken und die finanziellen Konsequenzen 
aufzeigen wird? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Aber selbstverständ-
lich. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, han-
delt es sich hier um eine von der Bundesregierung 
als vorrangig einzuschätzende Frage oder werden 
die Vorhaben der Deutschen Bundesbahn im Behin-
dertenbereich entsprechend der Finanzlage des 
Bundes unter Umständen zeitlich verzögert werden 
müssen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Die Mobilität der 
Schwerbehinderten hat für die Bundesregierung 
eine hohe Priorität. Das mögen Sie auch daran er-
kennen, daß dieses Haus im vorigen Jahr das Gesetz 
für die unentgeltliche Beförderung von Schwerbe-
hinderten im Nahverkehr beschlossen hat. Darüber 
hinaus müssen wir natürlich bei allen Maßnahmen, 
die dieser Mobilität dienen, auch daran denken, in 
welchem Rahmen wir sie durchführen können. Si-
cherlich wird jeder verstehen, daß hierbei auch der 
finanzielle Rahmen eine Rolle spielt. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 7 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kübler auf: 

ist der Bundesregierung bekannt, dab ein Modellversuch in Roer-
mond (Holland) gute Ergebnisse bei der ländlichen Nahverkehrsversor-
gung ergeben hat, dergestalt, dali sogenannte Nachbarschaftsbusse 
(Kleinbusse, die von der öffentlichen Hand zur Verfügung gestellt wur-
den), gefahren von ortsansässigen Führerscheininhabern, den Pendel-
verkehr zu den Nahverkehrsbahnhöfen aufrechterhalten, und gedenkt 
die Bundesregierung, einen solchen Modellversuch auch in der Bundes-
republik Deutschland durchzuführen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kübler, 
der Bundesregierung ist das sogenannte Nachbar-
schaftsbusprojekt in Roermond (Niederlande) be-
kannt wie auch noch andere ähnliche Versuche im 
Ausland. Diese Modellversuche sind nicht ohne wei-
teres auf deutsche Verhältnisse übertragbar. Bevor 
in der Bundesrepublik ein ähnlicher Versuch durch-
geführt werden kann, müssen noch rechtliche, orga-
nisatorische und wirtschaftliche Fragen geklärt 
werden. Erst danach kann entschieden werden, ob 
ein Modellversuch zweckmäßig und sinnvoll ist. 

Bei einer etwaigen Realisierung wäre die Bereit-
schaft zur Mitwirkung der für die Ausgestaltung des 
öffentlichen Personennahverkehrs zuständigen Ge-
nehmigungsbehörden der Länder mitentscheidend. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, wäre die 
Bundesregierung eventuell bereit, den Versuch vor 
der Prüfung von haftungsrechtlichen und versiche-
rungsrechtlichen Fragen durchzuführen, um festzu-
stellen, ob das Modell in der Tagespraktikabilität 
. überhaupt positiv bewertet werden kann? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich darf 
darauf hinweisen, daß derzeit verschiedene Versu-
che laufen. Anhand dieser Modellversuche soll un- 
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tersucht werden, wie eine Verbesserung des öffentli-
chen Personennahverkehrs gerade in ländlichen 
Räumen möglich ist. Es soll mit diesen Versuchen 
eine flächendeckende Verkehrsbedienung in den 
ländlichen Bereichen erreicht werden. Wir müssen 
bei unseren Versuchen natürlich vom derzeitigen 
deutschen Personenbeförderungs- und Straßenver-
kehrsrecht ausgehen. Ich möchte die Ergebnisse die-
ser Versuche abwarten, um dann zu einer entspre-
chendes Beurteilung zu kommen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Kübler (SPD): Ist für die Versuche schon ein 
Zeitrahmen absehbar? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Der Modellversuch 
Hohenlohe läuft derzeit. Es ist absehbar, daß wir bis 
zum Jahre 1983 auswertbare Ergebnisse vorliegen 
haben. 

Präsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Merker. 

Merker (FDP): Herr Staatssekretär, ich gehe davon 
aus, daß sich Ihre Bemerkung bezüglich der Nicht-
anwendbarkeit auf deutsche Verhältnisse auf die 
rechtliche Situation bezieht; denn topographisch 
und bevölkerungspolitisch ist das Gebiet um Roer-
mond, wenige Kilometer von der deutschen Grenze 
entfernt, sicherlich vergleichbar. 

Deswegen frage ich Sie: Was würden Sie einer 
Bürgerinitiative oder einer anderen Gruppe antwor-
ten, die mit dem Vorschlag an die Bundesregierung 
herantritt, eine ähnliche Initiative, wie wir sie in 
Roermond erleben, auf deutsche Bereiche zu über-
tragen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Merker, 
Sie haben schon zu Recht darauf hingewiesen — ich 
will auf meine vorherige Antwort verweisen —, daß 
wir hier ein anderes Personenbeförderungs- und 
Straßenverkehrsrecht haben. Es gibt in den Nieder-
landen Flächenkonzessionen, während wir hier Li-
nienkonzessionen haben. Man muß sehen. inwieweit 
hier andere Verkehrsträger beeinträchtigt sind. 

Im übrigen bejaht und fördert die Bundesregie-
rung jede Privatinitiative, die einen Beitrag zur Ver-
besserung der Verkehrsbedienung in den ländlichen 
Bereichen leisten kann. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen 

Ich rufe die Frage 18 des Herrn Abgeordneten 
Börnsen auf: 

Ist der Bundesregierung die Anordnung der Bundesbahndirektion 
Hannover bekannt, welche vorschreibt, bei kommunalpolitisch tätigen 
Beamten die nach der Mandatsausübung verbleibende Zeit bis zum 
Ende der Schicht (Restschicht) als „Minderleistung" zu bewerten? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundesregierung wurde von der Deutschen Bundes-
bahn fernmündlich bestätigt, daß die genannte An-
ordnung von der Bundesbahndirektion Hannover 
erlassen wurde. Sie entspricht der Rechtslage. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Börnsen (SPD): Herr Staatssekretär, meinen Sie 
nicht, daß diese Anordnung der Deutschen Bundes-
bahn besonders für solche Bediensteten, die sich im 
Schichtdienst befinden, zu einer Minderung der 
Möglichkeiten der Tätigkeit in kommunalen Parla-
menten führt, nämlich dann, wenn den Bediensteten 
auferlegt wird, die im Schichtdienst nicht mehr 
wahrzunehmende Zeit als Zusatzdienst oder als 
Sonderurlaub in Anspruch zu nehmen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, gemäß 
§ 89 des Bundesbeamtengesetzes erhält ein Bundes-
beamter, der in einer kommunalen Vertretung tätig 
ist, für diese Tätigkeit den erforderlichen Urlaub un-
ter Weiterzahlung der Besoldung. 

Soweit die rechtlichen Vorschriften. In einer Be-
schlußempfehlung hat der Innenausschuß des Deut-
schen Bundestages mit Befremden davon Kenntnis 
genommen, daß sich eine Reihe von Bundesbeamten 
bei vollen Bezügen für die Tätigkeit als Mitglied der 
kommunalen Vertretung vom Dienst haben gänzlich 
freistellen lassen. Der Ausschuß ist in seinem Be-
richt davon ausgegangen, daß die Freistellung vom 
Dienst lediglich in dem erforderlichen Umfang erfol-
gen darf und daß das Maß der Erforderlichkeit im-
mer unter dem Gesichtspunkt der ehrenamtlichen 
Tätigkeit gesehen werden muß. Dies hat seinen Nie-
derschlag in der von Ihnen angesprochenen Verfü-
gung der Bundesbahndirektion Hannover gefun-
den. 

Präsident Stücklen: Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Börnsen (SPD): Herr Staatssekretär, auch wenn 
man der Definition „erforderlicher Urlaub" und den 
daraus resultierenden Konsequenzen sicherlich zu-
stimmen kann: Sind Sie nicht mit mir der Meinung, 
daß gerade den im Schichtdienst Tätigen eine unge-
hinderte Übernahme und Ausübung des Ratsman-
dats ermöglicht werden muß und daß diese ungehin-
derte Übernahme ihnen nicht ermöglicht wird, wenn 
die Bundesbahn nicht in der Lage ist, durch inneror-
ganisatorische Umstellungen dem im Gemeinderat 
Tätigen, wenn er sich wieder zur Arbeit zur Verfü-
gung stellt, auch außerhalb der Schicht die Arbeit zu 
ermöglichen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Es ist so, daß die Rest-
schicht, die Zeit, die nicht durch die Tätigkeit im Rat 
in Anspruch genommen wurde, nachgearbeitet wer-
den mull. Falls dieses nicht möglich ist, wird diese 
Restschicht mit Überstunden verrechnet. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten 

Börnsen auf: 

Ist die Bundesregierung bejahendenfalls bereit, die Bundesbahndi-
rektion Hannover aufzufordern, die gesamte Dienstschicht als „erfor-
derlichen Urlaub" im Sinne von § 89 Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes 
anzuerkennen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung kann hierzu nicht bereit sein. 
Wenn nur Teile einer Dienstschicht für die Tätigkeit 
in einer kommunalen Vertretungskörperschaft be-
nötigt werden, kann nicht die gesamte Dienstschicht 
als der für diese Tätigkeit erforderliche Urlaub aner-
kannt werden. Eine andere Auslegung ließe § 89 
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Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes nicht zu. Der 
Bundestag hat bei der Beschlußfassung eine exten-
sive Anwendung abgelehnt. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Börnsen (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß bei dieser Auslegung insbe-
sondere die im Schichtdienst Tätigen benachteiligt 
werden? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, grund-
sätzlich kann man das nicht sagen, da die Bundes-
bahn sicherlich die Möglichkeit hat, entsprechende 
Ersatzdienste anzubieten, in denen der Beschäftigte 
dann die notwendigen Stunden ableisten kann. Hier 
müssen wir den öffentlichen Betrieb im Vergleich 
zur Privatwirtschaft sehen, in der wir auch den 
Schichtarbeitenden die Möglichkeit der ehrenamtli-
chen Mitarbeit in Ratsgremien einräumen wollen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Börnsen (SPD): Verstehe ich Sie richtig, Herr 
Staatssekretär, daß Sie der Bundesbahn empfehlen, 
den Arbeitnehmern die Restarbeit außerhalb der 
Schichttätigkeit zu ermöglichen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Außerhalb der 
Schichttätigkeit oder, falls dies nicht möglich ist, 
durch die Anrechnung von Überstunden. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 20 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Laufs auf: 

Laßt sich nach Auffassung der Bundesregierung der landschaftsöko-
logische Wert der Autobahngrünstreifen als Naturrefugien noch da-
durch steigern, dad ihre Bepflanzung mit widerstandsfähigen Pflanzen-
arten, insbesondere mit solchen :Arten, die unempfindlich gegen Auf-
tausalze sind, intensiviert wird, und plant die Bundesregierung, entspre-
chende Maßnahmen einzuleiten? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Laufs, die Bundesregierung hat etwaige Auswirkun-
gen auftauender Stoffe, Stein- und Siedesalz, auf 
Pflanzen im Straßenraum sorgfältig verfolgt. Über 
die Anpflanzung weniger salzempfindlicher Ge-
hölze im Fahrbahnbereich liegen positive Erfahrun-
gen vor, so daß der erste Teil der Frage bejaht wer-
den kann. 

Geeignete diesbezügliche Maßnahmen wurden 
wiederholt mit den obersten Straßenbaubehörden 
der Länder erörtert. Die Erfahrungen sind in den vor 
kurzem vom Bundesminister für Verkehr für die 
Bundesfernstraßen eingeführten Richtlinien für die 
Anlage von Straßen — Teil Landschaftsgestaltung 
— berücksichtigt worden. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß in England langjäh-
rige Versuche über ökologische Wirkungen von Auf-
tausalzen an Autobahnen durchgeführt worden sind, 
deren Ergebnisse jetzt vorliegen, und ist die Bundes-
regierung der Auffassung, daß diese Ergebnisse 
schon durch die Richtlinien abgedeckt sind, die Sie 
gerade genannt haben? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Ich kenne diese Un-
tersuchungen nicht. Ich will dem gern nachgehen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 21 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kunz (Weiden) auf: 

Welche Überlegungen gibt es bei der Deutschen Bundesbahn im Hin-
blick auf die zukünftige Organisation des Betriebswerks Weiden über 
1985 hinaus? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Kunz, die Deutsche Bundesbahn, die über Organisa-
tionsmaßnahmen auf der Dienststellenebene in ei-
gener Zuständigkeit und in unternehmerischer Ver-
antwortung entscheidet, beabsichtigt, das Bahnbe-
triebswerk Weiden mittelfristig, d. h. voraussichtlich 
im Zeitraum 1985 bis 1987, als selbständige Haupt-
dienststelle aufzuheben und als Bahnbetriebswerks-
außenstelle weiterzuführen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, wie viele Arbeitsplätze bleiben künftig beim 
Bahnbetriebswerk Weiden überhaupt erhalten? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Der Personalstand 
des BW Weiden beläuft sich derzeit auf 335 Mitarbei-
ter und 24 Auszubildende. Bei einem rechnerischen 
Bedarf von 304 Mitarbeitern gegenwärtig besteht 
zur Zeit ein Überhang von 21 Beschäftigten. Diese 
Bedarfszahl — so teilt die Bundesbahn mit — ist je-
doch nicht als echt anzusehen, weil dem BW als Stüt-
zungsmaßnahme Zugförderungsleistungen von an-
deren BWs übertragen wurden, die von Weiden nur 
mit höherem Aufwand erbracht werden können und 
deshalb zu gegebener Zeit den Dienststellen zurück-
gegeben werden müssen. 

Außerdem sind 39 Kräfte des Starkstromdienstes, 
die nicht am Ort wohnen, in diesem Personalbestand 
enthalten und ferner 54 Mitarbeiter des kraftfahr-
technischen Dienstes, die jetzt in dem Betriebswerk 
beschäftigt sind. Die genauen Zahlen über die künf-
tige Entwicklung sind von der Bundesbahn noch 
nicht errechnet worden. Diese Maßnahme steht ja 
auch erst Mitte der 80er Jahre an. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, wäre es nicht sinnvoller, die Bediensteten der 
Bundesbahn, statt sie zu versetzen und sie dann von 
den Ballungsräumen oder von den Zentren ihrer 
Einsatzstelle wieder in die dünner besiedelten Flä-
chenräume zu schicken, draußen zu lassen und sie 
gegebenenfalls in die Ballungsräume zu delegieren 
und dort einzusetzen? 

Mahne Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
müssen erst einmal sehen, daß die Bundesbahn ge-
rade im Vorhaltebereich vor unbedingt notwendigen 
Rationalisierungsmaßnahmen steht; denn mit der 
Veränderung, auch in der Betriebsführung, gibt es 
natürlich auch notwendige Veränderungen bei den 
Betriebseinrichtungen. Die Umstellung von der 
Dampflo zur Diesello und wiederum die Umstellung 
von der Diesello zur E-Lo haben auch entsprechende 
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Auswirkungen auf den gesamten Werkstättenbe-
reich. Wir haben im Werkstättenbereich bei der Bun-
desbahn durch diese Umstellungen erhebliche Über-
kapazitäten. Diese Kapazitäten müssen für die Zu-
kunft auch so eingesetzt werden, daß für das Mate-
rial selber nicht zu lange Fahrwege entstehen; denn 
diese wären dann so kostenintensiv, daß letztlich 
nur durch entsprechende Zuschüsse des Bundes ein 
Ausgleich herbeigeführt werden könnte. 

Natürlich versucht die Bundesbahn, bei all ihren 
Maßnahmen die strukturellen und die regionalen 
Belange auch mit zu sehen, aber sie muß über diese 
die betriebswirtschaftlichen und die finanziellen Be-
lange stellen. Ich glaube, dies ist ein Anliegen, das in 
diesem Hause gemeinsam von allen Fraktionen ver-
treten worden ist. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Sick. 

Sick (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, anschlie-
ßend an das, was der Kollege Kunz zu der Regional-
bezogenheit gesagt hat, frage ich Sie: Ist Ihnen be-
kannt, daß es mehr solche Dinge gibt — ich habe in 
meinem Wahlkreis in Husum so etwas — und daß es 
sicher wünschenswert wäre, als Verkehrspolitiker 
eine halbwegs vernünftige Übersicht über das zu be-
kommen, was die Bundesbahn wirklich plant, um be-
urteilen zu können, wohin denn die Reise geht; und 
wäre Ihr Haus in der Lage und bereit, die Bundes-
bahn aufzufordern, uns einmal ein Konzept zu zei-
gen, wenn es so etwas gibt? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Es gibt ein solches 
Konzept der Deutschen Bundesbahn. Dieses Kon-
zept hat ja zu der Frage des Kollegen Kunz geführt. 
Wir haben durchaus die Möglichkeit, dieses Konzept 
im Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages 
beratend zur Kenntnis zu nehmen. Ich will hier aber 
noch einmal herausstellen, daß die Bundesbahn in 
diesem Bereich — auch nach dem Bundesbahnge-
setz — eigenverantwortlich tätig ist und sich der 
Deutsche Bundestag — die Bundesregierung tut es 
jedenfalls nicht — nicht in diese Eigenverantwort-
lichkeit hineinbegeben sollte. Wir sollten die Zustän-
digkeiten respektieren und anerkennen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wäre 
es nicht zweckmäßiger — und könnte die Bundesre-
gierung auf die Bundesbahn in diesem Sinne einwir-
ken —, den Dienststellen in den ländlichen Berei-
chen Leistungen von Dienststellen aus den Bal-
lungsräumen zu übertragen, statt Dienststellen in 
den ländlichen Bereichen abzubauen, und stimmen 
Sie mir zu, daß es hier eine Reihe von Möglichkeiten 
gäbe, diesen Dienststellen solche Leistungen zuzu-
weisen? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Jobst, ich habe darauf hingewiesen, daß die Bundes-
bahn neben ihren betriebswirtschaftlichen und fi-
nanzwirtschaftlichen Betrachtungen natürlich auch 
solche strukturpolitischen und regionalpolitischen 

Bewertungen vornimmt, aber daß sie diese Bewer-
tungen letztlich den finanzpolitischen und betriebs-
wirtschaftlichen Betrachtungen unterordnen muß, 
wenn sie wirtschaftlich arbeiten soll, was wir von 
der Deutschen Bundesbahn verlangen. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 22 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kunz (Weiden) auf: 

Welche Möglichkeiten werden von der Bundesregierung in Erwägung 
gezogen, um das Ausbesserungswerk Weiden mit einem derzeitigen Be-
stand von ca. 600 Arbeitsplätzen langfristig mit Arbeitsprogrammen zu 
versorgen, unter besonderer Berücksichtigung des hohen Schwerbehin-
dertenanteils dieser Dienststelle? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kunz, 
nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn ist der 
Fortbestand des Ausbesserungswerks Weiden nicht 
gefährdet. Die künftige Belegschaftsstärke richtet 
sich nach dem Arbeitsanfall, der dem Werk DB-in-
tern in den nächsten Jahren von der Zentralstelle 
für den Werkstättendienst zugewiesen werden 
kann. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, darf ich Ihre Antwort so verstehen, daß die Bun-
desregierung und damit die Bundesbahn angesichts 
der Tatsache, daß jedes Jahr 30 bis 40 Leute im Aus-
besserungswerk Weiden in Rente bzw. in Pension 
gehen und die Bundesregierung schon in früheren 
Antworten darauf hingewiesen hat, daß ein Ausbes-
serungswerk bei Unterschreitung eines Personalbe-
standes von 500 Arbeitsplätzen unrentabel ist, stets 
dafür sorgen werde, daß die kritische Grenze von 500 
Beschäftigten im Ausbesserungswerk Weiden nicht 
unterschritten wird? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, diese 
Frage möchte ich so nicht bejahen. Die Deutsche 
Bundesbahn muß flexibel sein, um sich den jeweili-
gen betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten an-
zupassen. 

Präsident Stücklen: Eine zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, da Sie die Flexibilität ansprechen und damit 
auch die Auslastung des Werkes einbeziehen, 
möchte ich Sie fragen, warum die Deutsche Bundes-
bahn die Überholung und die Ausbesserung der Gü-
terwaggons mit Computern nicht so steuert, daß die 
Güterwaggons am Ende ihrer vorgesehenen Lauf-
zeit beispielsweise in einem Ausbesserungswerk des 
Zonenrandgebietes landen, was angesichts der per-
sonellen Schwierigkeiten der Ausbesserungswerke 
in den Ballungsräumen richtig, personalpolitisch si-
cherlich zweckmäßig, vor allem aber regionalwirt-
schaftlich ausgezeichnet wäre? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe wiederholt auf die eigene Zuständigkeit des 
Vorstandes der Deutschen Bundesbahn hingewie-
sen. Ich werde Ihre Frage an den Vorstand weiterlei-
ten und um die Beantwortung durch den Vorstand 
direkt an Sie bitten. 
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Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Sick. 

Sick (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich möchte 
die Gelegenheit benutzen, meine Frage zu vertiefen. 
Die Zuständigkeit der Deutschen Bundesbahn ist 
unbestritten; aber es hat sich hier erneut gezeigt, 
daß es für uns als Verkehrspolitiker wichtig ist, zu 
erkennen, wohin die verkehrspolitische Linie auch 
der Deutschen Bundesbahn geht, um andererseits 
erkennen zu können, wo wir verkehrspolitisch hin-
sichtlich des öffentlichen Personennahverkehrs, der 
Fläche und der Struktur etwas tun müssen. 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich mei-
ne, die Deutsche Bundesbahn ist in erster Linie ein 
Verkehrsunternehmen, das sicherzustellen hat, daß 
der Bürger nicht nur in den Ballungszentren, son-
dern auch in ländlichen Bereichen Beförderungsbe-
dingungen vorfindet, die seinen Forderungen und 
seinen Wünschen entsprechen. Dies ist schon sehr 
kostenintensiv, und ich brauche Ihnen hier nichts 
über die Finanzsituation der Bundesbahn zu sagen. 
Wenn wir die Bundesbahn neben diesen betriebs-
wirtschaftlichen und verkehrlichen Notwendigkei-
ten vorrangig auch noch als ein Unternehmen ein-
setzen, mit dem wir Strukturpolitik machen, dann ist 
die Bundesbahn sicherlich überfordert. Dies ist ein-
fach nicht bezahlbar. Ich glaube, das müssen wir bei 
allen Forderungen, die wir immer wieder an die 
Bundesbahn stellen, auch sehen und entsprechend 
bewerten. 

Präsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr Ab-
geordneter Merker. 

Merker (FDP): Herr Staatssekretär, glauben Sie, 
daß das von Ihnen eben postulierte Ziel, die Bundes-
bahn habe auch in ländlichen Bereichen in der Per-
sonenbeförderung eine angemessene Transportlei-
stung sicherzustellen, zur Zeit auch nur annähernd 
erreicht ist? 

Mahne, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, diese 
Zusatzfrage steht zwar nicht mehr in ursächlichem 
Zusammenhang mit der Frage, aber ich will gern 
darauf antworten. Ich bin durchaus der Auffassung, 
daß sich die Bundesbahn sehr bemüht, die Errei-
chung dieses Ziels durch entsprechende Verkehrs-
leistungen sicherzustellen. Das braucht nicht allein 
über die Schiene zu erfolgen, sondern kann auch 
durch die hervorragenden Leistungen der Bundes-
bahn und der Bundespost, die auf der Straße mit 
dem Busverkehr erbracht werden, geschehen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für das Post- und Fern-
meldewesen. Zur Beantwortung der Fragen steht 
uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär Becker 
zur Verfügung. 

Die Fragen 23 und 24 des Abgeordneten Pfeffer-
mann werden auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 25 des Abgeordneten Weirich 
auf: 

Welche Anstrengungen unternimmt die Deutsche Bundespost, um 
insbesondere in für öffentliche Sendungen im Hochfrequenzbereich 
(UKW und Fernsehen) empfangstechnisch benachteiligten Orten mit 
weniger als 800 Rundfunk- oder Fernsehteilnehmern für eine angemes-
sene Rundfunkversorgung Sorge zu tragen? 

Becker, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege 
Weirich, im UKW-Hörfunkbereich sind der Bundes-
regierung in den letzten Jahren Versorgungsproble-
me nicht bekanntgeworden. 

Unabhängig davon war die Bundesregierung al-
lerdings aktiv. Sie hat für die Versorgung von Lük-
ken mit weniger als 800 unversorgten Einwohnern 
eine gemeinsame Arbeitsgruppe der Bundespost 
und der Rundfunkanstalten eingesetzt. Diese hat 
Vorschläge erarbeitet. Die Vorschläge werden zur 
Zeit mit einer besonderen Arbeitsgruppe der Rund-
funkreferenten der Länder abgestimmt. Als Lösun-
gen bieten sich die bisherige Technik der drahtlosen 
Versorgung und alternativ die Errichtung drahtge-
bundener Rundfunkversorgungsanlagen an. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, halten 
Sie es im Hinblick auf die grundgesetzlich verbürgte 
Informationsfreiheit der Bürger nicht für problema-
tisch, daß Bürger in strukturschwachen Gebieten 
teilweise Tausende von Mark selber aufbringen 
müssen, um ein Programm empfangen zu können, 
weil sie auf Grund der topographischen Lage sonst 
nur die Programme der DDR empfangen können? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wei-
rich, ich hatte schon darauf hingewiesen, daß der 
Bundesregierung Versorgungsprobleme nicht be-
kanntgeworden sind. Aber überall da, wo dieses Pro-
blem in den letzten Jahren überhaupt aufgetreten 
ist, hat man die beiden Wege beschritten, die ich vor-
hin angedeutet habe: entweder drahtlose oder — al-
ternativ — drahtgebundene Versorgung. Damit sind 
die Bürger finanziell natürlich nicht belastet wor-
den. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn 
der Bundesregierung Versorgungsprobleme nicht 
bekanntgeworden sind, dann darf ich Sie konkret 
darauf hinweisen, daß es im nordhessischen Raum 
zahlreiche Gemeinden gibt, in denen solche Versor-
gungsprobleme aufgetreten sind. Vielleicht könnte 
sich Ihr Ministerium, das dafür ja zuständig ist, ein-
mal darum kümmern. 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wei-
rich, ich werde mich, sobald die Vorschläge in der Ar-
beitsgruppe der Rundfunkreferenten der Länder ab-
gestimmt sind, um dieses Problem kümmern. 

Präsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wissen Sie, daß die jetzige Regelung bei topogra-
phisch ungünstigen Verhältnissen — z. B. in den Sei- 
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Dr. Friedmann 
tentälern des Schwarzwaldes — dazu führt, daß viele 
Bürger unterversorgt sind und auf diese Weise zur 
Selbsthilfe gezwungen werden, wodurch das Fern-
meldemonopol der Post letztlich unterlaufen und 
durchlöchert wird? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Friedmann, ich sehe das so nicht. Denn wenn eine 
solche Unterversorgung vorliegt, haben die Bürger 
durchaus die Möglichkeit, sich sowohl über die Kom-
mune wie aber auch über die Bundespost direkt be-
merkbar zu machen. Nach den bisherigen Verfahren 
ist dann jeweils mit den Rundfunkanstalten über-
legt worden, ob man eine drahtlose oder eine draht-
gebundene Versorgung sicherstellt. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 28 des Abgeordneten Hauser 
(Krefeld) auf. — Der Fragesteller ist nicht im Saal. 
Dann wird nach den Richtlinien für die Fragestunde 
verfahren. Das gleiche gilt für die Frage 29 des Abge-
ordneten Hauser (Krefeld). 

Dann kommen wir zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau. Zur Beantwortung 
der Fragen steht uns der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Sperling zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 30 des Herrn Abgeordneten Ruf 
auf. 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Wohnungen in der Bundes-
republik Deutschland leerstehen'? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Präsident, ich würde gern die Fragen 30 und 31 
im Zusammenhang beantworten, falls der Kollege 
Ruf zustimmt. 

(Ruf [CDU/CSU]: Gern!) 

— Schönen Dank! 

Präsident Stücklen: Ich rufe auch die Frage 31 des 
Herrn Abgeordneten Ruf auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich die leerstehenden Woh-
nungen auf die einzelnen Bundesländer verteilen? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Ruf, theoretisch könnte ich Ihnen sagen, daß die 
Fragen, die Sie gestellt haben, schon in Antworten 
auf Fragen beantwortet wurden, die die Kollegen 
Bahner und Dr. Kansy gestellt haben. Damit könn-
ten Sie unmöglich zufrieden sein. Deswegen sage 
ich: Der Sache nach ist der Bundesregierung nicht 
bekannt, wie viele Wohnungen derzeit in der Bun-
desrepublik leerstehen. Das Material, das wir haben, 
stammt aus der sogenannten Wohnungsstichprobe 
von 1978. Es ist relativ repräsentativ, aber für den 
damaligen Zeitpunkt. Danach kann man aufschlüs-
seln, wie sich die leerstehenden Wohnungen damals 
auf die einzelnen Bundesländer verteilt haben. Ich 
möchte Ihnen gern anschließend diese Tabelle über-
reichen, damit Sie diesen Überblick bekommen kön-
nen. Ich hoffe, daß ausnahmsweise der Herr Bundes-
tagspräsident dem wohlwollend zustimmt, weil 
diese Tabelle auch in der Antwort enthalten ist, die  

dem Kollegen Bahner am 9. März 1981 gegeben 
wurde und folglich im Plenarprotokoll allen zugäng-
lich sein müßte. 

Präsident Stücklen: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, trotz Ihrer freundlichen Ermunte-
rung kann ich dieser Tabelle nicht zustimmen, weil 
ich sie nicht kenne. Wenn Sie aber die Absicht ha-
ben, sie dem Abgeordneten Ruf zur Verfügung zu 
stellen, so ist dagegen nichts einzuwenden. 

(Ruf [CDU/CSU]: Ich habe eine Zusatzfra

-

ge, Herr Präsident!) 

— Eine Zusatzfrage, bitte. 

Ruf (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, beabsichtigt 
die Bundesregierung irgendwelche Maßnahmen, um 
die leerstehenden Wohnungen ihrer Zweckbestim-
mung wieder zuzuführen? Wenn ja: Welche Maßnah-
men sind es, und sind sie marktwirtschaftlich orien-
tiert? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Ruf, leerstehende Wohnungen ihrer Verwendung zu-
zuführen, ist nach geltendem Recht schon durch Sat-
zungsbeschlüsse etwa von Gemeinden möglich, in-
dem sie über Wohnungsaufsichtsrecht oder über 
Verfahren der Nutz- und Zweckentfremdungsver-
ordnung sich bemühen, solche Wohnungen der Ver-
wendung wieder zuzuführen. Hier ist also für die 
Bundesregierung kein unmittelbarer Handlungsbe-
darf gegeben. 

(Ruf [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. Bit-
te, Herr Abgeordneter. 

Dr. - Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß z. B. in Berlin von den 
leerstehenden Wohnungen nur ungefähr 20% noch 
in der Hand von privaten Eigentümern sind, wäh-
rend der Rest ungefähr zur Hälfte dem Berliner Se-
nat und gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
zur Verfügung steht, die sehr oft auch mit dem Senat 
in Verbindung stehen? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen nicht die präzisen Ziffern nennen. Aber 
ich kann Ihnen sagen, daß mehr als die Hälfte der in 
Berlin leerstehenden Wohnungen auf die eine oder 
die andere Weise der öffentlichen Hand zuzurech-
nen ist, weil sie halt die Wohnungen entweder direkt 
als Eigentümer oder aber indirekt über Wohnungs-
baugesellschaften, in denen die Stadt Berlin oder öf-
fentliche Hände das Sagen haben, besitzt. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. Herr 
Abgeordneter, bitte schön. 

Jung (Lörrach) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sieht die Bundesregierung einen Zusammenhang 
zwischen den zahlreichen leerstehenden Wohnun-
gen und der Mieterschutzgesetzgebung? 

(Lachen bei der SPD — Zuruf des Abg. Im

-

mer [Altenkirchen] [SPD]) 
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Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
gibt einen sehr kompliziert über vielerlei Gründe 
möglicherweise vermittelten Zusammenhang über 
einen Teil des leerstehenden Wohnraums, aber nur 
für einen begrenzten Teil; und die Frage, ob für die-
sen Teil und im Zusammenhang mit anderen Ver-
mittlungsmechanismen die Einführung oder die Zu-
lassung befristeter Mietverhältnisse eine Abhilfe ge-
währen kann, ist etwas, was allseits geprüft wird. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Herr Abgeordneter Ruf, sind Sie der Meinung, daß 
Ihre Frage 31 schon beantwortet ist?  

Ruf (CDU/CSU): Jawohl. Sie ist zusammen mit 
Frage 30 behandelt worden. 

Präsident Stücklen: Ich rufe die Frage 32 des Herrn 
Abgeordneten Magin auf: 

Welche Steigerung in absoluten Zahlen und Prozentzahlen (gemessen 
am jetzigen Stand) erwartet die Bundesregierung in den nächsten fünf 
Jahren bei der Zahl der Wohnungssuchenden? 

Beeilen Sie sich bitte, an ein Mikrophon zu treten, 
am besten gleich zu Nummer 7, etwas rückwärts von 
Ihnen; das ist Ihnen am nächsten. 

Bitte schön. 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Magin, eine Ermittlung der Zahl der jährlich Woh-
nungssuchenden ist praktisch unmöglich. Durch-
schnittlich wechseln im Jahr zur Zeit etwa 2 Millio-
nen Haushalte ihre Wohnungen. Wieviel Haushalte 
darüber hinaus ihre Wohnung wechseln möchten, 
also Wohnungen suchen, aber keine finden, ist nicht 
bekannt. 

Im übrigen dürfte die Zahl dieser Personen, die 
also Wohnungen suchen, aber keine finden und de-
ren Zahl unbekannt ist, sehr stark von einer Reihe 
sehr unterschiedlicher Faktoren abhängen: der sich 
jährlich ändernden Zusammensetzung der Bevölke-
rung nach Altersgruppen, der konjunkturellen Ent-
wicklung und der sich ändernden beruflichen Mobi-
lität der Bundesbürger, die regional eben unter-
schiedlich ist. 

(Magin [CDU/CSU]: Keine Zusatzfragen!) 

Präsident Stücklen: Die Frage 33 der Frau Abge-
ordneten Roitzsch, die Fragen 34 und 35 des Abge-
ordneten Kühbacher sowie die Frage 36 des Abge-
ordneten Dr. Jahn (Münster) werden auf Wunsch 
der Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Ant-
worten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich komme nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen. Zur Beantwortung 
der Fragen steht uns der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Haehser zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 54 des Herrn Abgeordneten 
Conradi auf: 

Wie gedenkt die Bundesregierung die Zukunft der Stuttgarter Wei-
ßenhof-Siedlung, insbesondere deren Wiederherstellung und Erhalt als 

Baudenkmal internationalen Ranges ,  zu sichern? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Präsident, wenn der Abge-
ordnete einverstanden ist, würde ich gern beide Fra-
gen zusammen beantworten. 

Conradi (SPD): Gern, Herr Staatssekretär. 

Präsident Stücklen: Ich rufe also auch die Frage 55 
des Herrn Abgeordneten Conradi auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die beteiligten und interessierten Stel-
len, insbesondere die Stadt Stuttgart, das Land Baden-Württemberg, die 
Architektenkammer Baden-Württemberg, den Verein der Freunde der 
Weißenhof-Siedlung u. a. m. zu einem gemeinsamen Gespräch über die 
Zukunft der Siedlung einzuladen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Conra-
di, die Landeshauptstadt Stuttgart hat einen Erwerb 
der Weißenhof-Siedlung abgelehnt. Sie hat sich je-
doch bereit erklärt, zu den Sanierungskosten einen 
Betrag bis zu 3 Millionen DM zu zahlen. Das hat mir 
auch Herr Oberbürgermeister Rommel in einem Ge-
spräch bestätigt. 

Der Bund hat sich deshalb entschlossen, die Wei-
ßenhof-Siedlung zu behalten und sie im Rahmen ei-
nes Mehrjahresprogrammes zu sanieren. Dabei 
werden die Belange des Denkmalschutzes — ent-
sprechend der Bedeutung der Weißenhof-Siedlung 
— angemessen berücksichtigt werden. Die Bauver-
waltung des Landes Baden-Württemberg wird die 
Baumaßnahmen für den Bund planen und durchfüh-
ren. 

Wegen der Belange der Denkmalspflege hält der 
Bund bereits Kontakt zu den Landesdenkmalbehör-
den, die hier ausschließlich zuständig sind. Soweit 
andere interessierte Stellen Anregungen geben 
möchten, hält der Bund es für sachgerecht, daß sich 
diese zunächst unmittelbar mit den Landesbehör-
den in Verbindung setzen. Alle Interessenten hatten 
Gelegenheit, in einer Besprechung am 16. März 1981 
— die Einladung war von der Oberfinanzdirektion 
Stuttgart ausgegangen - ihre Vorstellungen sowohl 
den Vertretern des Bundes als auch den ebenfalls 
geladenen Vertretern der Denkmalschutzbehörden 
darzulegen. 

Der Bund hat im übrigen beim Land Baden-Würt-
temberg angefragt, ob es als Träger der Kulturho-
heit bereit sei, ebenfalls einen Zuschuß zu den ent-
stehenden Kosten zu leisten. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage'? — Bitte. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, der Gemein-
derat der Stadt Stuttgart hat am 20. November 1980 
u. a. seine Bereitschaft erklärt, sich an einer Stiftung 
Weißenhof-Siedlung zu beteiligen. Meine Frage: 
Warum hat der Bundesfinanzminister diesen Weg, 
der dem Bund Kosten ersparen und eine sachge-
mäße Wiederherstellung der Weißenhof-Siedlung er-
möglichen hätte können, nicht weiter verfolgt? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Gedanke der Stiftung ist uns bisher immer als Aus-
weg für den Fall erschienen, daß der Bund sein Ei-
gentum an dieser Siedlung aufgeben wolle. Da er 
aber nun — sich seiner Verpflichtung durchaus be-
wußt — das Eigentum an dieser Siedlung beibehal-
ten will, stellt sich die Frage der Stiftung nach unse-
rem Dafürhalten nicht mehr. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, teilt die Bun-
desregierung die Auffassung, daß es sich bei der 
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Conradi 
Weißenhof-Siedlung um ein Architekturdenkmal in-
ternationaler Bedeutung handelt, dessen Rang der 
Bund als Eigentümer bisher in keiner Weise gerecht 
geworden ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung teilt die Auffassung, daß es sich um ein Archi-
tekturdenkmal besonderen Ranges handelt. Das 
war ja auch der Grund dafür, Herr Kollege, daß ich 
mir die Siedlung vor einiger Zeit selber angesehen 
habe. Ich will mich ein anders Mal gern durch Sie 
sachkundig führen lassen. 

Die Bundesregierung teilt nicht die Einschätzung, 
daß sie bisher ihren Verpflichtungen nicht nachge-
kommen ist. Im Rahmen der seinerzeitigen Ver-
kaufsabsichten konnten natürlich keine besonders 
großen Aufwendungen gemacht werden. Aber es 
sind immerhin Aufwendungen geleistet worden, die 
das Herunterkommen der Siedlung verhinderten, 
wovon ich mich an Ort und Stelle überzeugt habe. 
Nun, da wir uns entschlossen haben, sie in unserem 
Eigentum zu behalten, wird — sicher auch in Ihrem 
Sinne — alsbald mit der ordentlichen Gestaltung der 
Siedlung unter Einbeziehung aller Aspekte des 
Denkmalschutzes begonnen werden. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Conradi (SPD): Hält die Bundesregierung eine der 
Bedeutung der Siedlung angemessene Wiederher-
stellung für gesichert, wenn dafür ausgerechnet die 
Bundesvermögensverwaltung zuständig ist, die die 
Siedlung — ich zitiere aus der „Stuttgarter Zeitung" 
— jahrzehntelang nach dem südamerikanischen 
Mañana-Prinzip — „machen wir morgen", hat ver-
kommen lassen, wenn hier also der Bock zum Gärt-
ner bestellt wird? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
wissen, wie hoch ich die Journalisten einschätze, 
aber nicht alles, was sie schreiben, beruht auf eige-
ner Kenntnis. Nun mag es auch sein, daß über die 
Siedlung von Journalisten berichtet wird, die sich 
nicht die Mühe machen, einmal hineinzugehen und 
die Geschichte zu studieren. Die Siedlung war j a 
nicht auf Dauer errichtet; sie sollte nur für eine be-
grenzte Zeit bleiben. Das war die Absicht in den 20er 
Jahren. So mag es sein, daß man sich nicht an Ort 
und Stelle unterrichtet hat. 

Es geht nicht darum, daß wir das, was heute fällig 
ist, auf morgen verschieben, sondern darum, daß wir 
das, was fällig ist, alsbald anpacken. 

Im übrigen habe ich Ihnen gesagt, daß die Bundes-
vermögensverwaltung nicht zuständig ist, sondern 
daß die Bauverwaltung des Landes Baden-Württem-
berg die Maßnahmen planen und durchführen wird 
und daß die Denkmalschutzbehörden aufs engste 
eingeschaltet sind und eingeschaltet werden müs-
sen. 

Präsident Stücklen: Letzte Zusatzfrage. 

Conradi (SPD): Darf ich Ihre Zusage, die ich begrü-
ße, Herr Staatssekretär, daß die denkmalpflegeri-
schen Belange berücksichtigt werden, dahin verste-
hen, daß eine dauernde Begleitung der Planung und  

der Ausführung der vorgesehenen Maßnahmen 
durch die Denkmalpflege gewährleistet ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: So dürfen Sie es 
verstehen, Herr Kollege Conradi. Bitte, gehen Sie 
davon aus, daß auch ich selber als der Vertreter des 
Eigentümers mich um den Fortgang der Arbeiten 
kümmern werde. 

(Conradi [SPD]: Danke schön, Herr Staats

-

sekretär!) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen? —

Ich rufe die Frage 56 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jobst auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Autofahrer in be-
sonderer Weise von der Teuerung betroffen sind, und daß deshalb Perso-
nen, die auf kein öffentliches Verkehrsmittel umsteigen können, son-
dern auf die Benutzung ihres Personenkraftwagens weiterhin angewie-
sen sind, vor allem den Pendlern in ländlichen Gebieten, auf Grund der 
Erhöhung der Mineralölsteuer ein finanzieller Ausgleich zu gewähren 
ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jobst, 
wenn auch Sie nichts dagegen haben, würde ich gern 
Ihre beiden Fragen zusammen beantworten. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Einverstanden. 

Präsident Stücklen: Ich rufe die Frage 57 ebenfalls 
auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Erhöhung der Kilometerpau-
schale in die Wege zu leiten? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat gegenwärtig nicht die Absicht, die Kilome-
terpauschale für Fahrten von der Wohnung zur Ar-
beitsstätte zu erhöhen. Die Gründe, die Ihnen mein 
Kollege Böhme in der Fragestunde am 13. Februar 
1980 auf Ihre Frage genannt hat, gelten auch heute 
noch, nämlich: es wäre energiepolitisch wider-
sprüchlich, in einer Zeit, in der es entscheidend dar-
auf ankommt, den Mineralölverbrauch einzuschrän-
ken, Benzinkosten steuerlich besser zu berücksichti-
gen. Zweitens, die Belastung für den Bundeshaus-
halt wäre unvertretbar hoch; denn eine Anhebung 
der Kilometerpauschale auf 50 Pf hätte Steuermin-
dereinnahmen von ca. 1 200 Millionen DM zur Fol-
ge. 

Auch auf die Problematik von Sonderregelungen 
für Arbeitnehmer, die ihr Kraftfahrzeug besonders 
benötigen, hat die Bundesregierung wiederholt hin-
gewiesen. Ich darf noch einmal auf die Schwierigkei-
ten bei der Feststellung des zu begünstigenden Per-
sonenkreises und auf die damit verbundenen Ver-
waltungserschwernisse hinweisen. Da das Angebot 
des öffentlichen Personennahverkehrs in ländlichen 
und städtischen Bereichen nicht einheitlich schlecht 
bzw. einheitlich gut ist, würde eine gerechte Lösung 
deswegen nicht gerade erleichtert werden. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär teilen 
Sie meine Meinung, daß die Menschen, die keine Al-
ternative zum Auto haben, insbesondere die Berufs-
pendler und die Bürger in den ländlichen Regionen, 
durch die Benzinverteuerung, die ab 1. April durch 
die Mineralölsteuererhöhung staatlich angeheizt 
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Dr. Jobst 
wird, in unzumutbarer Weise benachteiligt wer-
den? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
weiß nicht nur, was Sie erfragen, sondern weiß auch, 
um was es geht, wenn ich antworte; denn Sie wissen, 
daß mein erster Wohnsitz Trier ist, und die schöne 
Stadt Trier ist von wunderschönem ländlichen Ge-
biet umgeben. Ich weiß also, wovon ich rede. 

Ich verstehe, wenn in strukturschwachen Räumen 
die Forderung nach einer Anhebung der Kilometer-
pauschale erhoben wird, aber ich sage Ihnen, daß die 
Gründe, die bisher die Bundesregierung davon abge-
halten haben, dieser Forderung zu entsprechen, 
doch ein ziemliches Gewicht haben. Erinnern Sie 
sich bitte an die Debatte, die wir — gerade im Zu-
sammenhang mit dem 5. Oktober des vergangenen 
Jahres — über die Staatsverschuldung hatten. Die 
Anhebung der Kilometerpauschale auf 50 Pfennige 
würde — ich wiederhole die Zahl und bitte Sie, sie 
sich einzuprägen — 1 200 Millionen DM Steuermin-
dereinnahmen für den Bund bedeuten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, könn-
ten Sie sich trotz Ihrer Erklärung nicht auch in die 
Menschen hineinversetzen, die bereits durch die lau-
fenden Benzinpreiserhöhungen und jetzt erneut 
durch die Erhöhung der Mineralölsteuer doch ganz 
erheblich betroffen sind, nämlich vor allem in die 
Bürger in den ländlichen Gebieten, die nicht auf an-
dere Verkehrsmittel umsteigen können? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich kann mich sehr 
wohl, Herr Kollege Dr. Jobst, in die Gedankengänge 
dieser Mitbürger hineinversetzen, und ich denke, 
wir sollten auch über Möglicheiten nachdenken, die 
— ohne auf die gewählten Verkehrsmittel Rücksicht 
zu nehmen — auf Erleichterungen insbesondere für 
Pendler hinauslaufen. Darüber sollten wir in der Tat 
miteinander nachdenken. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Darf ich Sie so verstehen, 
daß die Bundesregierung bereit ist, Maßnahmen in 
die Wege zu leiten, die eine Erhöhung der Kilometer-
pauschale wenigstens für solche Autofahrer, die ein 
öffentliches Verkehrsmittel nicht benutzen können, 
vorsehen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: So dürfen Sie mich 
nicht verstehen, denn so habe ich es ja nicht ge-
sagt. 

(Heiterkeit) 

Präsident Stücklen: Die letzte Zusatzfrage. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung jemals — vielleicht durch Vergabe 
eines Forschungsauftrags — ernstlich nach einem 
Verfahren gesucht, die Kilometerpauschale für 
Autofahrer, die ein öffentliches Verkehrsmittel 
nicht benutzen können, zu erhöhen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
diese Frage im Augenblick nicht beantworten, weil 
das j a das Gebiet anderer Ministerien wäre. Aber, 
Herr Kollege Dr. Jobst, Sie wissen, daß überlegt 
wird, z. B. Fahrgemeinschaften zu fördern. Wenn Sie 
vorhin gefragt haben, ob Sie mich so verstehen dür-
fen, wie ich es gar nicht gesagt habe, so will ich Ih-
nen jetzt sagen: Sie dürfen mich so verstehen, daß 
z. B. über die Förderung von Fahrgemeinschaften 
gründlich nachgedacht wird. Wir sollten dieses 
Nachdenken vielleicht miteinander fortsetzen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, die Bun-
desregierung ist im Zusammenhang mit der 
Mineralölsteuererhöhung von der Koalition aufge-
fordert worden, etwas für die Tagespendler zu tun, 
sie also zu entlasten. Welche Vorstellungen hat die 
Bundesregierung? Wie will sie dieser Aufforderung 
nachkommen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung weiß sehr wohl, wozu sie aufgefordert worden 
ist, und ich weiß es deswegen ganz besonders gut, 
weil ich bei der Debatte über diese Problematik in 
meiner Fraktion zugegen war und aufmerksam zu-
gehört habe. 

Von der Bundesregierung ist bei dieser Gelegen-
heit gesagt worden, daß es dabei nicht um eine kurz-
fristige Entscheidung, die jetzt — im Zusammen-
hang mit der Mineralölsteuererhöhung — vielleicht 
möglich wäre, gehen kann; aber es ist von der Bun-
desregierung eingeräumt worden, daß im Zusam-
menhang mit allen auf den Kraftfahrer zukommen-
den Belastungen unter Umständen Überlegungen 
angestellt werden müssen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie sa-
gen, hier werde etwas nicht kurzfristig gemacht. 
Was verstehen Sie unter „nicht kurzfristig"? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: „Nicht kurzfristig" 
muß nicht „langfristig" heißen. 

(Heiterkeit) 

Herr Kollege, ich will damit sagen, daß im Zusam-
menhang mit den in dieser Woche anstehenden Ent-
scheidungen nicht an die Realisierung von Vorschlä-
gen gedacht ist, wie sie hier und dort als Anregungen 
auf die Bundesregierung zukommen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Weirich. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, was hal-
ten Sie denn von der Äußerung von Ministerpräsi-
dent Börner bei einer Pressekonferenz in Wiesba-
den im Hinblick auf die Kommunalwahl am Sonn-
tag, er habe erste ganz deutliche Anzeichen bei den 
Regierenden in Bonn festgestellt, daß es zu einer Er-
höhung der Kilometerpauschale komme? Bei wem 
hat er die ersten deutlichen Anzeichen festge-
stellt? 
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Haehser, Parl. Staatssekretär: Vielleicht hat der 
Herr Kollege Börner geahnt, was ich hier heute 
nachmittag sagen wollte. Denn ich habe j a gesagt: 
Wir sollten trotzdem — trotz meiner Antwort also — 
über neue Möglichkeiten nachdenken, die insbeson-
dere für Pendler auf Erleichterungen ohne Rück-
sicht auf das im Einzelfall benutzte Verkehrsmittel 
hinauslaufen. Vielleicht hat Herr Börner das ge-
meint. Sie wissen ja, daß er nicht nur zu mir, sondern 
auch zu anderen Mitgliedern der Bundesregierung 
guten Kontakt hat. 

Präsident Stücklen: Und dies, Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär, nicht kurzfristig, aber auch 
nicht langfristig, sondern mit einem neuen Zeit-
wert. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich will Ihnen nicht 
widersprechen, nachdem ich j a vorhin eine Interpre-
tation gegeben habe, Herr Präsident. 

(Heiterkeit) 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bit-
te. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Herr 
Börner hat Ihnen gleich einen Finanzierungsvor-
schlag mit unterbreitet. Er hat vorgeschlagen, die 
Mineralölsteuer um 11 Pfennig zu erhöhen und da-
durch die Anhebung der Kilometerpauschale zu fi-
nanzieren. Was halten Sie von einem solchen Vor-
schlag? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Alle Vorschläge, 
Herr Kollege, werden geprüft. Uns sind Vorschläge, 
die auch die finanziellen Auswirkungen berücksich-
tigen, allemal lieber als nur propagandistische For-
derungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Ist die Bundesregierung nicht 
der Auffasssung, daß sich der Vorschlag von Mini-
sterpräsident Holger Börner durchaus mit dem Be-
schluß deckt, den die SPD-Bundestagsfraktion vor 
einiger Zeit gefaßt hat, durch den sie die Regierung 
gebeten hat, in dieser Richtung Überlegungen anzu-
stellen? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Küb-
ler, wenn das von Ihnen akzeptiert wird, was ich vor-
hin als Teilnehmer an der seinerzeitigen Sitzung 
empfunden habe, daß das nicht zwangsläufig für die 
Entscheidung in dieser Woche gelte, kann ich Ihre 
Frage mit Ja beantworten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, da Sie die Frage der Bildung von Fahrgemein-
schaften hiermit angeschnitten haben und da Sie 
angedeutet haben, daß darüber nachgedacht werden 
solle oder nachgedacht werde, möchte ich Sie fragen: 

Gibt es schon konkrete Ergebnisse dieses Nachden-
kens, oder haben Sie mit dem Nachdenken noch 
nicht angefangen, und wäre es nicht richtig gewe-
sen, im Zusammenhang mit den Mineralölpreiser-
höhungen zum 1. April — bedingt durch die Steuer-
erhöhung — so rechtzeitig nachzudenken, daß da-
durch nicht unsoziale Folgen für die Arbeitnehmer 
in den ländichen Räumen entstehen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, schon 
die Tatsache, daß es den Ausdruck „Fahrgemein-
schaften" gibt, zeigt Ihnen, daß man sich Gedanken 
gemacht hat. Ich will Ihnen aber gerne einmal einen 
zweiten Aspekt der Maßnahmen, die mit der Erhö-
hung der Mineralölsteuer beschlossen werden sol-
len, in Erinnerung rufen. Es ist ja nicht nur der Bun-
deshaushalt, um den es hier geht, sondern es ist ja 
auch der ernste Wille des Gesetzgebers — jedenfalls 
in seiner Mehrheit — seine Beiträge dazu zu leisten, 
daß der Mineralölverbrauch zurückgeht. Ich bitte, 
auch diesen Aspekt unbedingt zu sehen. Deswegen 
habe ich ja auch gesagt, daß es zur Zeit energiepoli-
tisch widersprüchlich wäre, den Mineralölverbrauch 
einzuschränken, Benzinkosten zukünftig aber steu-
erlich besser berücksichtigt zu sehen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bit

-

te. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, da der Herr Bundesfinanzminister am vergange-
nen Wochenende an den hessischen Finanzminister 
die Aufforderung gerichtet hat, er solle im Zusam-
menhang mit den Kilometergeldabrechnungen der 
Arbeitnehmer nicht so pingelig sein, möchte ich Sie 
bitten, hier nähere Auskünfte über die Vorstellun-
gen des Bundesfinanzministers zu geben, damit 
man in Hessen weiß, woran man ist. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Wenn ich das Ge-
fühl hätte, Herr Kollege, daß Sie darüber Auskünfte 
brauchten, dann würde ich sie geben. Aber wegen 
des sehr diffizilen Sachverhalts, den jeder Kenner 
der Materie verstehen kann, möchte ich im Inter-
esse derjenigen, um die es geht, Interpretationen in 
der Öffentlichkeit nicht geben. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfragen? — Herr 
Abgeordneter Linsmeier. 

Linsmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, nach-
dem Sie den in der Frage 56 enthaltenen Vorschlag 
des Kollegen Dr. Jobst u. a. auch deshalb als unreali-
sierbar hingestellt haben, weil er einen zu hohen bü-
rokratischen Aufwand erfordere — die Unterschei-
dung zwischen denen, die auf öffentliche Verkehrs-
mittel umsteigen können, und denen, die auf die Be-
nutzung ihres Pkws angewiesen sind —, darf ich Sie 
fragen, welchen Stellenwert der bürokratische Auf-
wand bei der Erfassung und Abrechnung von Fahr-
gemeinschaften in Ihrer Überlegung einnimmt. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ihre Frage, Herr 
Kollege, geht von einer falschen Prämisse aus. Ich 
hatte nämlich nicht gesagt, daß die Anregung des 
Herrn Kollegen Jobst „unrealisierbar" sei, sondern 
ich hatte gesagt: „Ich darf noch einmal auf die 
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Parl. Staatssekretär Haehser 
Schwierigkeiten" — Schwierigkeiten, wohlgemerkt 
— „bei der Feststellung des zu begünstigenden Per-
sonenkreises und die damit verbundenen Verwal-
tungserschwernisse hinweisen." Das wird aber doch 
wohl erlaubt sein, und das würde man auch beden-
ken müssen, wenn es um die Förderung von Fahrge-
meinschaften geht. 

Dies alles ist eine sehr komplizierte Angelegen-
heit, wie j a oft Steuererleichterungen mit Verwal-
tungserschwernissen verbunden sind. Das alles muß 
wohl bedacht sein, und ich denke, daß Sie sich mit 
meiner Formulierung, wir sollten trotz der gegebe-
nen Auskünfte über neue Möglichkeiten nachden-
ken, die auf Erleichterungen, insbesondere für Pend-
ler, hinauslaufen, zufriedengeben können. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Linsmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn 
ich Ihre vorhin gegebene Antwort noch richtig in Er-
innerung habe, dann haben Sie außer dem durch die 
Erfassung entstehenden bürokratischen Aufwand 
ein weiteres Argument gegen den Vorschlag des 
Kollegen Dr. Jobst angeführt, indem Sie betont ha-
ben, .. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Linsmeier, 
bitte keine Diskussion; stellen Sie bitte eine Frage! 

Linsmeier (CDU/CSU): ... gegenwärtig wäre diese 
Erleichterung energiepolitisch widersprüchlich und 
von den Belastungen des Bundeshaushalts her nicht 
erträglich. Würden Sie bitte das Wort „gegenwärtig" 
ergänzen, und wann halten Sie es — kurz-, mittel-
oder langfristig — im Hinblick auf den Bundeshaus-
halt für möglich, diesen Vorschlag zu realisieren? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich er-
innere mich zwar gut, das Wort „gegenwärtig" ge-
sagt zu haben, aber ich habe es längst nicht so  stark 

 betont wie Sie. 

(Heiterkeit) 

Präsident Stücklen: Also der Ton macht die Mu-
sik. 

Herr Abgeordneter Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sehen Sie einen direkten Zusammenhang zwischen 
der doch recht hoffnungsfrohen Äußerung des Mini-
sterpräsidenten Börner bezüglich der Kilometer-
pauschale und den Kommunalwahlen am kommen-
den Sonntag, und — falls nein — ist dies Teil der zur 
Zeit häufig zu beobachtenden Strategie, wonach die 
Regierung das eine, aber die Basis draußen das an-
dere sagt? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fried-
mann, die Rücksichtnahme auf Kommunalwahlen 
bei einer Äußerung des Herrn hessischen Minister-
präsidenten wäre sachfremd, und Sachfremdheit ist 
bei Herrn Börner nicht vorauszusetzen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung überhaupt bereit, irgendwelche 
sozialen Ausgleichsmaßnahmen für die besondere 
Belastung gerade der Arbeitnehmer in ländlichen 
Gebieten zu treffen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, haben 
Sie bitte Verständnis dafür, daß ich über die gegebe-
nen Auskünfte hinaus — ich kann das gerne noch 
einmal wiederholen —, daß wir miteinander über 
neue Möglichkeiten nachdenken, die auf Erleichte-
rungen, insbesondere für Pendler, hinauslaufen, nun 
nicht weitere Erörterungen anstellen möchte. 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, ich 
bitte Sie, Verständnis dafür zu haben, wenn ich über 
die bis jetzt angemeldeten Zusatzfragen hinaus 
keine weiteren Zusatzfragen mehr zulasse. 

Zu einer weiteren Zusatzfrage Herr Abgeordneter 
Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da doch zweifellos schon heute eine große Zahl von 
Arbeitnehmern im ländlichen Raum solche Kosten 
hat, daß sie bei Geltendmachung der tatsächlichen 
Kosten, die ja das Führen eines Fahrtenbuches und 
genaue Aufzeichnungen und dergleichen voraus-
setzt, mehr geltend machen kann, als die Pauschale 
ausmacht, frage ich Sie: Zwingt die ablehnende Hal-
tung der Bundesregierung die Arbeitnehmer nicht 
im Grunde zu einem unnötigen und sinnlosen Bele-
ge-Sammeln und zu einem Bürokratismus, der 
durch eine erhöhte Pauschale vermieden werden 
könnte? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, hier 
geht es um die Wahrnehmung eigener Interessen 
des Arbeitnehmers. Von Zwang kann also keine 
Rede sein. 

Ich will aber gerne einmal die Gelegenheit nutzen, 
dem Hohen Hause mitzuteilen: Die Erörterungen 
lassen häufig außer acht, daß die Benzinkosten in 
den letzten 20 .Jahren um nicht ganz 100 %, die Ein-
künfte — auch der Arbeitnehmer — aber um rund 
400 % gestiegen sind. Das erklärt nicht die Schwie-
rigkeiten, die heute für manch einen entstehen. Aber 
daß das in der öffentlichen Diskussion völlig außer 
acht gelassen wird, das beklage ich hin und wie-
der. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Kansy. 

Dr. - Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
habe ich Sie richtig verstanden, daß Sie, obwohl das 
Gesetzgebungsverfahren für die erste Erhöhung der 
Mineralölsteuer noch nicht abgeschlossen ist, be-
reits darüber nachdenken — und zwar nicht langfri-
stig, wie Sie gesagt haben -, eine weitere Erhöhung 
der Mineralölsteuer von 8 auf 11 Pfennig vorzuneh-
men? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Sie haben mich 
falsch verstanden. 
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Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. —

Ich rufe die Frage 58 des Herrn Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) auf: 

Wann wird die Bundesregierung die Kilometerpauschale für Fahrten 
von der Wohnung zur Arbeitsstätte den gestiegenen Kraftfahrzeugbe-
triebskosten anpassen, unter denen besonders die Arbeitnehmer im 
ländlichen Raum zu leiden haben, und in welcher Höhe und Form ist mit 
einer solchen Erhöhung zu rechnen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Böhm, 
im Grunde genommen haben wir die Thematik erör-
tert, die Ihre Frage beinhaltet. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, ich stimme dem zu, darf aber — möglicherweise 
abschließend — noch einmal die Frage stellen: Gibt 
es über die angedeuteten Überlegungen hinaus zur 
Zeit die Möglichkeit irgendwelcher konkreter Zusa-
gen der Bundesregierung, den Arbeitnehmern im 
ländlichen Raum in der schon diskutierten Weise zu 
helfen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Über die Zusage 
oder auch Anregung — je nachdem, wie man es auf-
faßt — hinaus, darüber miteinander nachzudenken, 
kann ich Ihnen heute keine Zusage geben, Herr Kol-
lege Böhm. 

Präsident Stücklen: Eine letzte Zusatzfrage zu die-
sem Themenkreis. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, unser 
Steuerrecht geht doch grundsätzlich davon aus, daß 
die Werbungskosten in voller Höhe von den Ein-
künften abzuziehen sind. Darf ich Sie folgendes fra-
gen: Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregie-
rung die steuerliche Belastung, die von den Autofah-
rern insgesamt dadurch zu tragen ist, daß die Kilo-
meterpauschale erheblich niedriger ist als die dem 
Grunde nach zu den Werbungskosten oder Betriebs-
ausgaben gehörenden durchschnittlich entstehen-
den tatsächlichen Kosten für die Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstelle mit dem Pkw? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich kann mir nicht 
denken, Herr Kollege, daß es eine Schätzung dieser 
Art gibt. Aber ich lese Ihre Frage noch einmal nach 
und werde dann schriftlich auf sie zurückkommen. 

Präsident Stücklen: Ich rufe die Frage 61 des Herrn 
Abgeordneten Repnik auf: 

Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß entgegen ihrer Antwort auf 
meine Fragen vom 19. Februar 1981 beim Hauptzollamt Singen soge-
nannte Aufgriffslisten nicht nur für statistische Zwecke geführt werden, 
sondern nach Aussage des Vorstehers des Hauptzollamts Singen auch 
zur Leistungsbeurteilung der Beamten herangezogen werden? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Rep-
nik, wenn Sie nichts dagegen haben, würde ich beide 
Fragen gerne zusammen beantworten. 

Präsident Stücklen: Der Fragesteller ist einver-
standen. Dann rufe ich auch die Frage 62 des Herrn 
Abgeordneten Repnik auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen solche im Widerspruch zu 
den Richtlinien für die Beurteilung der Beamten der Zollverwaltung 
vom 24. März 1976 stehenden Praktiken zu unternehmen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, meine 
Antwort zu Ihren Fragen vom 19. Februar 1981 laute-
te: Nein. Diese Aussage wird heute von mir noch-
mals bestätigt. Gestatten Sie mir aber hierzu einige 
erläuternde Sätze. 

Sogenannte Aufgriffslisten führen Zolldienststel-
len mit Kontrollfunktion zu statistischen Zwecken. 
An Hand dieser Angaben wird ein Überblick über 
die Schmuggelbekämpfung und den Beitrag der 
Zollverwaltung zur Gefahrenabwehr an den Gren-
zen der Bundesrepublik Deutschland gewonnen. 
Diese Listen waren und sind weder direkt noch indi-
rekt Grundlage für die Beurteilung von Beamten. 
Die angebliche Aussage des Vorstehers des 

Hauptzollamts Singen zur Auswertung von Auf-
griffslisten für die dienstliche Beurteilung von Be-
amten geht auf mißverstandene Äußerungen anläß-
lich einer Personalversammlung in diesem Bezirk 
im Oktober letzten Jahres zurück. Hierzu hat ein 
Schriftwechsel zwischen der Gewerkschaft Öffentli-
che Dienste, Transport und Verkehr und dem Bun-
desministerium der Finanzen stattgefunden, den die 
Gewerkschaft im Dezember letzten Jahres in ihren 
„Informationen" veröffentlicht hat. In diesem 
Schriftwechsel wurde klargestellt, daß die Leistung 
eines Beamten nicht an Hand von Aufgriffslisten 
ausgezählt werden kann. 

Die Oberfinanzdirektion Freiburg hat Anfang Fe-
bruar die betroffenen Dienstvorgesetzten ausdrück-
lich darauf hingewiesen, daß jede Verwendung von 
Aufgriffslisten als Beurteilungsgrundlage unzuläs-
sig ist. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Repnik (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß in der von Ihnen soeben zitierten Per-
sonalversammlung der Vorsteher des Hauptzoll-
amts Singen nicht nur diese Auffassung vertreten, 
sondern geradezu bekräftigt hat, im Rahmen der Er-
messensfreiheit auf das Kriterium der Aufgriffsli-
sten zurückgreifen zu können? 

Zweite Zusatzfrage, Herr Staatssekretär: Trifft es 
zu, daß in diesem Frühjahr ein Gespräch im Finanz-
ministerium unter Beteiligung des Finanzpräsiden-
ten aus Freiburg sowie des Vorstehers des Haupt-
zollamts Singen mit dem Ergebnis stattgefunden 
hat, daß diese Listen zwar nicht für die Beurteilung 
herangezogen werden dürften, aber in Personal-
gesprächen durchaus zur Motivation der Beamten 
herangezogen werden können? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Rep-
nik, ich hatte selber darauf hingewiesen, daß es sich 
wohl um eine Äußerung des Vorstehers des Haupt-
zollamts Singen handeln müsse, die Anlaß für Ihre 
Frage war. Mir ist gesagt worden, die Äußerungen 
des Vorstehers seien mißverstanden worden. Wir ha-
ben aber, um jedes Mißverständnis auszuräumen, 
den von mir zitierten Briefwechsel zwischen der 
ÖTV und dem Bundesministerium der Finanzen ge-
habt. Mir scheint, jetzt ist das, was ausgeräumt wer-
den konnte, ausgeräumt. 

Um nun ein übriges zu tun, findet am 30. März 
1981 eine Dienstbesprechung der Finanzpräsiden- 
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ten „Zoll" statt, und bei dieser Gelegenheit werden 
wir, das Bundesministerium der Finanzen, noch ein-
mal darauf hinweisen, daß die Listen, um die es hier 
geht, keinesfalls für eine dienstliche Beurteilung der 
Beamten herangezogen werden dürfen. 

Würde mir, Herr Kollege Repnik, ein einziger Fall 
konkret bekanntwerden, ich würde mit allen mir zu 
Gebote stehenden Mitteln dagegen vorgehen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Repnik (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich bin 
Ihnen sehr dankbar für diese Ausführungen. Ich 
möchte Sie dennoch fragen, ob Sie nicht der Mei-
nung sind, daß Ihre Antwort, die Sie mir auf die erste 
Frage gegeben hatten, nämlich „nein", insofern nicht 
korrekt ist, als Sie jetzt zugestanden haben, daß der 
Vorsteher des Hauptzollamts Singen — möglicher-
weise irrtümlich — ursprünglich für Beurteilungen 
in seinem Hauptzollamtsbereich Aufgriffslisten mit 
herangezogen hat. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
ich Ihnen recht gäbe, würde ich damit zugeben, daß 
ich nicht korrekt geantwortet hätte. Das können Sie 
von mir nicht verlangen. Nur: Ich kann nicht in je-
dem Fall wissen, was in dem Kopf meiner Kollegen 
Abgeordneten vorgeht. Ich mußte erst recherchie-
ren, um welchen Fall es sich gehandelt haben könn-
te. Bei diesen Recherchen bin ich auf den Vorgang 
Singen gestoßen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Die Frage 64 des Herrn Abgeordneten Dr. Jahn 
(Münster) wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 63 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Friedmann auf: 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Verkehrswert ihres ver-
wertbaren Vermögens? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Friedmann, der Verkehrswert des verwertbaren 
Bundesvermögens wird aus folgenden Gründen 
nicht ermittelt. 

Im Vordergrund der Vermögensberechnung des 
Bundes, die jährlich den gesetzgebenden Körper-
schaften vorgelegt wird, steht die Erfassung des Be-
standes des Bundesvermögens und nicht des Wertes, 
weil die Tätigkeit der öffentlichen Hand nicht auf 
Gewinnerzielung gerichtet ist. 

Von der Bewertung des Sachvermögens — dazu 
gehört neben dem beweglichen Vermögen, wie z. B. 
Fahrzeugen und Gerät, das Grundvermögen mit 
Autobahnen, Bundesstraßen, Bundeswasserstraßen 
und sonstigen Liegenschaften — ist im Einverneh-
men mit dem Bundesrechnungshof auch im Hin-
blick auf die Bewertungsschwierigkeiten und den 
erheblichen Verwaltungsaufwand Abstand genom-
men worden. Davon hat der Rechnungsprüfungs-
ausschuß des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestags im Februar 1980 — wohl zustimmend — 
Kenntnis genommen. Sachvermögen wird daher nur 
bewertet, wenn eine Veräußerung tatsächlich vorge

-

sehen ist. Nur dies halte ich übrigens auch für ver-
waltungsökonomisch sinnvoll. 

Das übrige Vermögen, wie z. B. Forderungen oder 
Beteiligungen, die sich im Besitz des Bundes befin-
den, geht aus der Vermögensrechnung hervor, die 
wir alljährlich allen Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages zur Verfügung stellen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem in diesen Tagen die seriöse Presse darauf 
hingewiesen hat, daß der Verkehrswert — ich beto-
ne: der Verkehrswert — des Bundesvermögens bei 
260 Milliarden DM liege, und nachdem feststeht, daß 
die Schulden des Bundes noch in diesem Jahr über 
260 Milliarden DM hinausgehen werden, möchte ich 
Sie fragen: Wann gedenkt der Herr Finanzminister 
dasselbe zu tun, was ein Privatmann in gleicher Si-
tuation tun müßte, nämlich den Konkurs zu beantra-
gen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
weiß nicht, ob ich bei dem polemischen Gehalt der 
Frage so antworten kann, wie das erlaubt ist. 

Sehen Sie einmal, unsere beiden Köpfe haben 
auch einen Verkehrswert, und dennoch wollen wir 
sie nicht verkaufen. 

(Heiterkeit) 

Präsident Stücklen: Darüber wollen wir weiter 
nicht diskutieren. Die Voraussetzung wäre j a, daß 
erst einmal der Kopf ab wäre: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Ertragswert 
ist aber höher!) 

denn den ganzen Korpus nimmt uns sowieso keiner 
ab. 

(Heiterkeit) 

Ich rufe die Frage 65 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schöfberger auf: 

Entspricht das sogenannte Bauherrnmodell auch dann noch den fis-
kal-, verteilungs- und wohnungspolitischen Vorstellungen der Bundes-
regierung, wenn, wie es im Münchner Stadtteil Giesing geschieht, mehr 
als siebenhundert Mietwohnungen in Eigentumswohnungen umgewan-
delt, anschließend mit einem Aufwand von 1 000 DM/m 2 luxusmoderni-
siert und im Bauherrnmodell an Kapitalanleger veräußert werden, wo-
bei spitzenverdienende Erwerber im Erwerbsjahr 205 Prozent ihrer Ei-
genfinanzierung (15v. H.) von der Steuer absetzen können, dadurch pro 
Quadratmeter 72,23 DM mehr an Steuern ersparen als sie aufwenden, 
auch in den Folgejahren nach Abzug aller Annuitäten und Lasten pro 
Quadratmeter 3,21 DM „verdienen", praktisch also die Wohnung ohne 
Aufwand und mit erheblichem Gewinn auf Kosten des Fiskus erwerben, 
während hunderte meist einkommensschwacher Mieter vertrieben wer-
den? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Schöfberger, die Bundesregierung ist der Auffas-
sung, daß Auswüchse bei der Ausnutzung steuerli-
cher Gestaltungsmöglichkeiten verhindert werden 
müssen. Deshalb beobachtet sie auch den Markt der 
sogenannten Steuersparbranche sorgfältig. 

Aus fiskalpolitischer, verteilungspolitischer und 
wohnungspolitischer Sicht sind Modelle wie das von 
Ihnen geschilderte fragwürdig, in denen vermietete 
Wohnungen in Eigentumswohnungen umgewandelt 
und anschließend luxusmodernisiert werden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, wie in der Re-
gierungserklärung angekündigt ist, nicht nur bei sol- 
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chen Modellen, sondern ganz allgemein den Schutz 
der Mieter vor Verdrängung etwa durch Luxusmo-
dernisierungen oder bei Umwandlungen von Miet

-

in Eigentumswohnungen zu verbessern. Ein ent-
sprechender Referentenentwurf ist in diesen Tagen 
vom Bundesministerium der Justiz an Länder und 
Verbände versandt worden. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Schöfberger (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
auch daran gedacht, Konsequenzen aus dem Urteil 
des Bundesfinanzhofes zum Bauherrnmodell vom 
April 1980 zu ziehen und Steuergesetze so zu verän-
dern, daß dieses Bauherrnmodell, jedenfalls bei der 
Anwendung auf Altbausubstanz, nicht mehr in der 
von mir geschilderten Weise wirkt`? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich mache Ihnen 
den Vorschlag, Herr Kollege Schöfberger, daß ich Ih-
nen den zitierten Referentenentwurf vorab zur Ver-
fügung stelle. Wir können dann miteinander prüfen, 
ob auch an diesen Fall gedacht ist. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Schöfberger (SPD): Hat die Bundesregierung 
bei ihrem Gesetzgebungsvorhaben auch bedacht, 
daß die Kommunen, um die Mieter in einem solchen 
Fall überhaupt noch in den Stand zu versetzen, dort 
wohnen zu bleiben — in München erhöht sich über 
das Bauherrnmodell die Miete von bisher 3,60 DM, 
kalt, pro Quadratmeter auf 12 D M , kalt, pro Quadrat-
meter —, Millionen D-Mark an Wohngeld und Sozi-
alhilfe ausgeben müssen und daß dies neben den 
Steuernachlässen, die auf Grund des Bauherrnmo-
dells entstehen, auch zum Verlust von öffentlichen 
Geldern führt? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung, Herr Kollege Dr. Schöfberger, wird bei ihren 
Gesetzgebungsvorhaben auch an diese Sachver-
halte denken müssen. 

Präsident Stücklen: Es liegen keine weiteren Zu-
satzfragen mehr vor. 

Die Fragen 59 und 60 des Herrn Abgeordneten 
Milz, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, wer-
den auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. — Wir haben noch sechs Minuten. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung steht uns 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Grüner zur 
Verfügung. 

Die Frage 71 des Herrn Abgeordneten Urbaniak 
wird auf Wunsch des Fragestellers schriftlich bean t-
wortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 66 des Herrn Abgeordneten 
Rapp (Göppingen) auf: 

Ware die Aufstellung örtlicher Versorgungskonzepte nach Aufiassung 
der Bundesregierung ein geeignetes Instrument, urn die Ausbreitung 
der Fernwärmenutzung in dem energiepolitisch erwünschten Ausmaß 
zu fördern und die dazu außerdem nötigen finanziellern Anreize wirksam 
werden zu lassen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Ich bitte um die Genehmigung, die 
beiden Fragen zusammen zu beantworten. 

Präsident Stücklen: Einverstanden? — 

Rapp  (Göppingen) (SPD): Ja. 

Präsident Stücklen: Dann rufe ich auch die Fra-
ge 67 des Herrn Abgeordneten Rapp (Göppingen) 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den derzeitigen Stand des Fern-
wärmeausbaus und wie die weiteren Ausbaumöglichkeiten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Vorsorgungskonzep-
te, Herr Kollege Rapp, sollen sicherstellen, daß die 
vorhandenen Potentiale für den Ausbau der lei-
tungsgebundenen Energien sinnvoll aufeinander 
abgestimmt werden. Dabei geht es vor allem um das 
Zusammenwirken von Strom, Gas, der Nutzung des 
wirtschaftlichen Fernwärmepotentials auf der Basis 
von Kraft-Wärme-Koppelungen und der industriel-
len Abwärme sowie der Integration neuer Energie-
technologien wie der Wärmepumpe. Versorgungs-
konzepte können daher auch gerade dazu beitragen, 
örtlich vorhandene Fernwärmepotentiale besser zu 
erschließen und die hierfür notwendigen Beteiligten 
— Gemeinden, Fernwärmewirtschaft, Kraftwerks-
wirtschaft und gegebenenfalls Industrie — an einen 
Tisch zu bringen. 

Die Bundesregierung hat daher bereits in der 
Zweiten Fortschreibung des Energieprogramms die 
Gemeinden zur Erstellung von Versorgungskonzep-
ten aufgefordert. Der Appell ist auch aufgegriffen 
worden; die Verbände der kommunalen Unterneh-
men sowie der leitungsgebundenen Energiewirt-
schaft haben detaillierte Grundsätze für örtliche 
Versorgungskonzepte entwickelt, und es werden zu-
nehmend konkrete Versorgungskonzepte in den Ge-
meinden erstellt. 

Der Ausbau der Fernwärme hat in den letzten bei-
den Jahren erfreuliche Fortschritte gemacht. Gegen-
wärtig werden rund 9 % des Raumwärmebedarfs 
durch Fernwärme gedeckt. Im internationalen Ver-
gleich nimmt die Bundesrepublik damit eine gute 
Mittelposition ein. Nach den Erfahrungen mit dem 
Zukunftsinvestitionsprogramm und auf Grund der 
Ländermeldungen für das Nachfolgeprogramm 
scheint bei weiterer Förderung in  etwa eine Verdop-
pelung des gegenwärtigen Anschiußwertes bis zum 
Jahre 1990 erreichbar. 

Entscheidende Voraussetzung hierfür ist allerdings 
das Zustandekommen des Nachfolgeprogramms 
zum Zukunftsinvestitionsprogramm. Da nach ZIP 
nur bis Ende 1981 erteilte Aufträge gefördert werden 
können, ist die Verabschiedung des Anschlußpro-
gramms äußerst dringlich. Sicherlich hat sich die 
Wettbewerbslage der Fernwärme in den letzten zwei 
Jahren verbessert, wobei vor allem Preissteigerun-
gen bei Öl und Gas sowie erhebliche Staatshilfen 
insbesondere durch das Zukunftsinvestitionspro-
gramm eine Rolle gespielt haben. Ausweitung und 
Aufbau neuer Netze sowie die Errichtung entspre-
chender Erzeugungskapazitäten erfordern jedoch 
außerordentlich hohe Investitionen. Sie sind, wie die 
Erfahrungen mit dem Zukunftsinvestitionspro- 
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gramm zeigen, mit erheblichen Anlaufverlusten ver-
bunden, die von den — meist kommunalen und we-
nig kapitalkräftigen — Unternehmen nicht allein 
überbrückt werden können. 

Ohne die Förderung durch das geplante Pro-
gramm zum Bau von Kohleheizkraftwerken und 
zum Ausbau der Fernwärme wäre mit einer ganz er-
heblichen Verlangsamung des Investitionstempos 
zu rechnen. Die nach Auslaufen des Zukunftsinve-
stitionsprogramms noch verbleibenden Hilfen rei-
chen für einen forcierten Ausbau der Fernwärme 
nicht aus. Wichtige Chancen zur Ölsubstitution blie-
ben dadurch ungenutzt. Auch bei der verstärkten 
Nutzung industrieller Abwärme würden die notwen-
digen Fortschritte erschwert. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Rapp. 

Rapp (Göppingen) (SPD): Herr Staatssekretär, im 
Fernwärmebericht des Forschungsministeriums ist 
gesagt, daß bis zum Jahre 2000 etwa 22 % des Wär-
mebedarfs für Raumheizung und Warmwasserbe-
reitung durch Fernwärme gedeckt werden können; 
gibt es in Ihrem Hause Schätzungen über die Inve-
stitionsvolumina, die bewegt werden könnten und 
die zu realisieren wären? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, derartige 
Schätzungen haben wir nicht angestellt, weil die 
Voraussetzungen solcher Schätzungen außerordent-
lich variabel sind. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bit

-

te. 

Rapp (Göppingen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
welche Hemmnisse stehen einer umfassenden Inan-
griffnahme von Fernwärmeprojekten entgegen, und 
sind Sie der Auffassung, daß es sich um einen Tatbe-
stand der Mischfinanzierung handeln muß? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es gibt zwei entschei-
dende Hemmnisse. Zum einen ist das Finanzpro-
blem, also die Finanzierung der Rentabilitätslücken 
zu nennen. Zum anderen werden von den Kommu-
nen mit gleichem Gewicht die Umweltprobleme als 
Hemmnis für den Ausbau der Fernwärme geltend 
gemacht. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Spöri. 

Dr. Spöri (SPD): Herr Staatssekretär, treffen in 
diesem Zusammenhang Meldungen aus der letzten 
Woche zu, daß das gegenwärtig laufende Energie-
sparprogramm im Umfang von 4,35 Milliarden DM 
in ein Fernwärmeprogramm umgewandelt werden 
soll? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es ist darüber ge-
sprochen worden. Die Fortsetzung dieses Pro-
gramms und seine Ausgestaltung wird mit Sicher-
heit gerade dem Thema der Fernwärme ein beson-
deres Gewicht beimessen. Entscheidungen sind al-
lerdings noch nicht getroffen worden. 

Präsident Stücklen: Die letzte Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, ist es richtig, 
daß sich das Land Schleswig-Holstein mittlerweile 
bereit erklärt hat, die Mischfinanzierung für den 
Ausbau der Fernwärme zu akzeptieren? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es ist richtig, daß sich 
eine Annäherung der Standpunkte abzeichnet, ohne 
daß ich das im einzelnen qualifizieren möchte. 

Präsident Stücklen: Wir sind am Ende der Frage-
stunde. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD und FDP auf Zurückweisung des Ein-
spruchs des Bundesrates gegen das Mineral-
öl- und Branntweinsteuer-Änderungsgesetz 
1981 
— Drucksachen 9/231, 9/232 — 

Meine Damen und Herren, ich bitte, Platz zu neh-
men. 

Das Wort zur Abgabe einer Erklärung hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die CDU/CSU lehnt die Erhö-
hung der Mineralöl- und Branntweinsteuer ab. Sie 
bittet deshalb, den Antrag der Koalitionsfraktionen 
auf Zurückweisung des Einspruchs des Bundesrats 
abzulehnen. Wir halten Steuererhöhungen für den 
falschen Weg zur Begrenzung der Neuverschuldung 
des Bundes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die notwendige Konsolidierung des Bundeshaus-
halts geht nur auf dem Weg über Sparbeschlüsse, 
über die Verringerung der Ausgaben. Insbesondere 
die drastische Erhöhung der Mineralölsteuer wird 
unsere konjunktur- und wirtschaftspolitischen Pro-
bleme weiter verschärfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben in den Beratungen in diesem Hause 
eindeutig dargelegt, daß die Erhöhung der Mineral-
ölsteuer nicht zu einem nennenswerten Einsparef-
fekt beim Ölverbrauch und damit zu einer Entla-
stung unseres Leistungsbilanzdefizits führen wird. 
Wir müssen deshalb noch einmal daran erinnern, 
daß die Erhöhung der Mineralölsteuer auch in ihrer 
Verteilung ausgesprochen ungerecht ist. Sie wird 
insbesondere die Arbeitnehmer im ländlichen Raum 
zusätzlich und unzumutbar belasten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir hören in diesen Tagen und Wochen viele gute 
Absichten aus den Koalitonsfraktionen, daß die Ki-
lometerpauschale für Arbeitnehmer erhöht werden 
soll; aber es fehlt die Realisierung dieser Absichtser-
klärung. Die Bundesregierung hat sich nicht zu ei-
ner Erhöhung der Kilometerpauschale bereit er-
klärt. 

Wir müssen auch darauf hinweisen, daß die Erhö-
hung der Branntweinsteuer in einer für unsere 



1140 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 25. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 18. März 1981 

Dr. Schäuble 
Landwirtschaft ohnedies schwierigen Lage die Pro-
bleme unserer Landwirtschaft zusätzlich verschär-
fen wird. Schließlich muß noch einmal darauf hinge-
wiesen werden, daß die Neubesteuerung auch der 
Isopropylalkohole für die Herstellung von Kosme-
tikprodukten zahlreiche Arbeitsplätze sowohl in der 
chemischen und kosmetischen Industrie als auch im 
mittelständischen Einzelhandel und im Friseur-
handwerk gefährden wird. Aus all diesen Gründen 
lehnen wir dieses Steuererhöhungsgesetz ab. Die 
Bundesregierung, die Koalition gehen nach Auffas-
sung der CDU/CSU den falschen Weg, wenn sie mit 
Steuererhöhungen versuchen, die Probleme vor sich 
herzuschieben. Sie lösen kein Problem; nur die not-
wendigen Sparbeschlüsse werden unsere wirt-
schaftlichen Probleme lösen. Deswegen werden wir 
den Antrag von SPD und FDP ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Bevor ich dem nächsten Red-
ner zur Abgabe einer Erklärung das Wort erteile, 
bitte ich die Damen und Herren, Platz zu nehmen. 
Ich darf auch die beiden Herren in der Mitte, halb-
rechts, bitten, Platz zu nehmen. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Westphal. 

Westphal (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir Sozialdemokraten beantragen zu-
sammen mit unserem Koalitionspartner FDP die 
Zurückweisung des Einspruchs der Mehrheit des 
Bundesrates gegen das Mineralöl- und Branntwein-
steuergesetz 1981. Wir tun dies nicht leichtfertig. Wir 
haben die Entscheidung, gerade nachdem der Ver-
mittlungsausschuß das Gesetz positiv bestätigt hat 
in dem Sinne, wie es in diesem Hause beschlossen 
worden ist, durchaus noch einmal genau durchdacht. 
Seit Ankündigung der notwendig werdenden Erhö-
hung dieser beiden Steuern, die bereits im Juni 1980 
erfolgte, haben wir mit den Bürgern über die Bela-
stung — und es ist eine Belastung — diskutiert. Da-
bei wissen wir, daß die Belastung nicht jeden glei-
chermaßen trifft. Deshalb nehmen wir auch die For-
derung nach einem Teilausgleich von Belastungen 
begrenzter Personengruppen, insbesondere der 
Fernpendler, durchaus ernst. Wir haben die Bundes-
regierung aufgefordert, Möglichkeiten dafür zu prü-
fen. 

Aber jeder muß wissen, daß steigende Energieko-
sten, insgesamt gesehen, nicht ausgeglichen werden 
können. Sie werden zum ganz überwiegenden Teil 
durch andere, nämlich durch die Ölförderländer und 
auch durch die Mineralölgesellschaften, bewirkt. 
Die Rechnung für das 01 ist also an andere — außer-
halb unserer Volkswirtschaft — zu bezahlen. Das 
Geld dafür steht nicht mehr im eigenen Land, nicht 
mehr für hiesige volkswirtschaftliche Prozesse zur 
Verfügung. 

Außerdem sei darauf hingewiesen, daß der Ben-
zinpreis in Europa nur in Luxemburg niedriger ist 
als bei uns, daß die Mineralölsteuer nur in Griechen-
land und — bei Normalbenzin — in Luxemburg 
niedriger ist als bei uns und daß wir auch nach der 
Steuererhöhung bezüglich der Steuerbelastung im 
unteren Drittel der vergleichbaren europäischen 
Länder liegen. Arbeitnehmer mußten bei uns 1970 

für zehn Liter Benzin 54 Minuten arbeiten. 1980 wa-
ren es 52 Minuten, also trotz aller inzwischen einge-
tretenen Preissteigerungen weniger. 

Meine Damen und Herren, vielfach ist darüber 
diskutiert worden, ob die Erhöhung der Mineralöl-
steuer den Sinn des Haushaltsausgleichs oder den 
Sinn des Einsparens von aus Öl gewonnener Ener-
gie habe. Unserer Entscheidung liegen beide An-
sätze zugrunde. Es gibt leider keinen Zweifel, daß 
wir, wenn wir nicht in den sozialen Leistungsstan-
dard unseres Landes einschneiden wollen — und 
wir wollen dies nicht —, neben einem niedrigeren 
Haushaltswachstum, neben kräftigen, schmerzhaf-
ten Kürzungen und Einsparungen, neben dem Ab-
bau von Subventionen auch — in einem im Ver-
gleich dazu geringeren Maße — zusätzliche Steuer-
einnahmen benötigen. 

In gleichem Maße ist die Anhebung der Mineralöl-
steuer aber eine Maßnahme, die das wohl oder übel 
wirksamste Mittel der Preiserhöhung nutzt, um den 
Ölverbrauch einzuschränken. Man wundert sich 
manchmal, wie die sich als Gralshüter der Markt-
wirtschaft aufspielende Opposition an der Wirksam-
keit einer Preiserhöhung in Richtung auf Ver-
brauchseinschränkung zweifelt. 

Die Haltung der Mehrheit des Bundesrates und 
der Opposition ist überhaupt schwer verständlich. 
Sie sieht Steuererhöhungen — das haben Sie, Herr 
Schäuble, eben gesagt — nicht als ein geeignetes 
Mittel zur Begrenzung der Staatsverschuldung an. 
Aber es gibt eben bis heute keinen einzigen auch nur 
in irgendeiner Weise relevanten Einsparungsvor-
schlag seitens der Opposition. Auch das, was Herr 
Schäuble hier eben gesagt hat, waren eher Ausga-
benwünsche oder Forderungen oder ähnliche An-
deutungen als etwa Einsparungsvorschläge. 

Die Bundesratsmehrheit hat im Gegenteil bei ih-
ren Aussagen zum Etatentwurf eine beachtliche 
Zahl von Ausgabenerhöhungen und Ablehnungen 
von Ausgabenkürzungen vorgetragen. Dieselbe 
Bundesratsmehrheit hat praktisch keine der beab-
sichtigten Maßnahmen zum Subventionsabbau un-
kritisiert gelassen. Ja, die Bundesratsmehrheit hat 
sich mit der energiesparpolitischen Begründung der 
Mineralölsteuererhöhung überhaupt nicht ausein-
andergesetzt. Das ist nicht nur schwach. Das ist in 
der Situation, in der wir uns befinden und in der wir 
alles tun müssen, um vom 01 wegzukommen, nicht 
auf der Höhe der Zeit. Der Bürger hat da mehr Ein-
sichtsfähigkeit und auch mehr Einsichtsbereit-
schaft. Darauf bauen wir unsere nüchterne und not-
wendige Entscheidung. 

Wir bitten um Zustimmung zu unserem Antrag. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, ich 
bitte noch einmal, die Plätze einzunehmen und den 
Rednern, die Erklärungen abgeben, Aufmerksam-
keit zu schenken. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Rentrop. 

Rentrop (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Eine Erhöhung der Mineralölsteuer ist im 
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Rentrop 
I Grundsatz bereits im Juni 1980 von der Bundesre-
gierung beschlossen worden. Sie kündigte an, zum 
1. Januar 1981 eine Erhöhung um 3 Pfennige für 
Benzin und Super und um 2 Pfennige für Diesel vor-
zunehmen, wenn sich die Länder nicht an der Finan-
zierung der Mehrbelastungen beteiligen, die für den 
Bundeshaushalt durch die Verminderung der EG-
Beiträge Großbritanniens entstehen. Die Länder ha-
ben einer Mitfinanzierung nicht zugestimmt. Die 
Bundesrepublik hat ihre Verpflichtungen in der EG 
zu erfüllen. Die Mineralölsteuererhöhung ist daher 
unumgänglich, wenn wir einer weiteren Verschul-
dung des Bundes entgegenwirken wollen. In diesem 
Zusammenhang ist es bedauerlich, daß diese Bereit-
schaft der Bundesregierung, Großbritannien zu hel-
fen, in diesen Tagen von der Regierung Großbritan-
niens bei den Verhandlungen über die Fischerei-
rechte so wenig honoriert wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Daß eine solche Erhöhung höher, als ursprünglich 
angekündigt, auffallen muß, kann keinen überra-
schen, der die wirtschaftliche Entwicklung seit der 
Ankündigung verfolgt hat und sie mit dem finanzpo-
litischen Ziel einer Verminderung der öffentlichen 
Neuverschuldung in Einklang zu bringen sucht. 
Außerdem sollte man nicht übersehen, daß selbst die 
erhöhte Mineralölsteuer einen Mittelwert der Bela-
stungen in Europa darstellt. 

Die Erhöhung der Branntweinsteuer schließlich 
bedeutet im Ergebnis eine Mehrbelastung von 1 DM 
auf jede Flasche Trinkbranntwein. Diese Mehrbela-
stung ist nach unserer Auffassung ein richtiger Bei-
trag zum richtigen Zeitpunkt zur finanzpolitischen 
Konsolidierung. 

Wir bitten daher, nach unserem Antrag auf Druck-
sache 9/232 den Einspruch des Bundesrats zurück-
zuweisen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, wir 
kommen zur Abstimmung. Um den Einspruch des 
Bundesrates, den dieser mit der Mehrheit seiner 
Stimmen beschlossen hat, zurückzuweisen, bedarf 
es nach Art. 77 Abs. 4 des Grundgesetzes der Mehr-
heit der Mitglieder des Hauses. Das sind 249 Stim-
men. Wer den Einspruch des Bundesrates zurück-
weisen will, muß mit Ja stimmen. 

Es ist namentliche Abstimmung beantragt; dieser 
Antrag ist von einer Fraktion unterstützt. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, ich schließe die na-
mentliche Abstimmung und bitte die Schriftführer, 
mit der Auszählung zu beginnen. 

Ich unterbreche die Sitzung für 15 Minuten. 

(Unterbrechung der Sitzung von 14.53 Uhr 
bis 15.06 Uhr) 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. Ich bitte die Da-
men und Herren, Platz zu nehmen. 

An der Abstimmung haben nicht teilnehmen kön-
nen: wegen europäischer Verpflichtungen 7 Abge-
ordnete, wegen Krankheit 14 Abgeordnete, wegen  

einer Dienstreise 1 Abgeordneter, zusammen also 
22 Abgeordnete. 

Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über die Zurückweisung des Einspruchs des 
Bundesrates gemäß Drucksache 9/232 bekannt. Von 
den voll stimmberechtigten Mitgliedern des Hauses 
haben 481 ihre Stimme abgegeben. Ungültig: keine 
Stimme. Mit Ja haben 264 Abgeordnete gestimmt, 
mit Nein 217 Abgeordnete. 17 Berliner Abgeordnete 
haben ihre Stimme abgegeben. Davon ungültig: kei-
ne; mit Ja haben 7 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 
10 Abgeordnete. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 481 und 17 Berliner Abgeordnete; 
davon 

j a: 	264 und 7 Berliner Abgeordnete 

nein: 217 und 10 Berliner Abgeordnete 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. van Aerssen 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Dr. Barzel 
Bayha 
Frau Benedix-Engler 
Biehle 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Borchert 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Burger 
Carstens (Emstek) 
Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dallmeyer 
Daweke 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Echternach 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Eymer (Lübeck) 
Dr. Faltlhauser 
Feinendegen 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Franke 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geier 
Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 

Glos 
Dr. Götz 
Günther 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Handlos 
Hanz (Dahlen) 
Hartmann 
Hauser (Bonn- 
Bad Godesberg) 

Hauser (Krefeld) 
Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Kiep 
Dr. Klein (Göttingen) 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Dr. Kohl 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Lampersbach 
Landré 
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Präsident Stücklen 

Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Lemmrich 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link 
Linsmeier 
Lintner 
Löher 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Magin 
Dr. Marx 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Neuhaus 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Pieroth 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Prangenberg 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Röhner 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schmitz (Baesweiler) 
Schmöle 
Dr. Schneider 
Freiherr von Schorlemer 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schröder (Lüneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd) 

Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seiters 
Sick 
Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stücklen 

Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Volmer 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiskirch (Olpe) 
Weiß 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Dr. Wörner 
Baron von Wrangel 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 
Amrehn 
Bahner 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Hackel 
Kalisch 
Kittelmann 
Kunz (Berlin) 
Lorenz 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

Ja 
SPD 

Dr. Ahrens 
Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Auch 
Baack 
Bahr 
Bamberg 
Dr. Bardens 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Biermann 
Bindig 
Frau Blunck 
Börnsen 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Brück 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Coppik 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-
Gmelin 

Daubertshäuser 
Dr. von Dohnanyi 

Dreßler 
Duve 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Esters 
Ewen 
Feile 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Dr. Geßner 
Gilges 
Ginnuttis 
Glombig 
Gnädinger 
Gobrecht 
Grobecker 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Hansen 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herberholz 
Herterich 
Heyenn 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Hofmann (Kronach) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Jungmann 
Kirschner 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kreutzmann 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leber 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Leuschner 
Liedtke 
Dr. Linde 
Lutz 
Mahne 
Marschall 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Matthöfer 
Meinike (Oberhausen) 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Möhring 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 

Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Neumann (Stelle) 
Dr. Nöbel 
Offergeld 
Oostergetelo 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter (Kassel) 
Polkehn 
Poß 
Purps 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Rayer 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rohde 
Rosenthal 
Roth 
Sander 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Offenburg) 
Schätz 
Dr. Scheer 
Schirmer 
Schlaga 
Schlatter 
Schluckebier 
Frau Schmedt (Lengerich) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiber (Solingen) 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Dr. Steger 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Stöckl 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Thüsing 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Topmann 
Frau Traupe 
Dr. Ueberschär 
Urbaniak 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Wehner 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
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Präsident Stücklen 

Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Eggenfelden) 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wuttke 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dr. Dübber 
Egert 
Löffler 
Frau Luuk 
Wartenberg (Berlin) 

FDP 
Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 

Beckmann 
Bergerowski 
Frau von Braun-Stützer 
Bredehorn 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Frau Fromm 
Funke 
Gärtner 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hölscher 
Hoffie 
Holsteg 
Kleinert 
Dr.-Ing. Laermann 
Frau Matthäus-Maier 
Merker 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Frau Noth 
Paintner 
Popp 

Rentrop 
Dr. Riemer 
Rösch 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Dr. Solms 

Timm 
Dr. Vohrer 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Dr. Zumpfort 
Zywietz 

Berliner Abgeordneter 
Hoppe 

Meine Damen und Herren, damit ist nach Art. 77 
Abs. 4 des Grundgesetzes die erforderliche Stim-
menmehrheit von 249 Stimmen zur Zurückweisung 
des Einspruchs des Bundesrates erreicht worden. 
Der Einspruch des Bundesrates ist damit zurückge-
wiesen. 

Damit sind wir am Ende unserer Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 19. März 
1981, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.08 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 
Dr. Böhme (Freiburg) 20. 3. 
Büchner (Speyer) * 20. 3. 
Dr. Dregger 18. 3. 
Eickmeyer 20. 3. 
Dr. Enders * 20. 3. 
Dr. Geißler 20. 3. 
von der Heydt Freiherr 
von Massenbach 20. 3. 

Dr. Hubrig 20. 3. 
Kiehm 20. 3. 
Kittelmann * 20. 3. 
Korber 20. 3. 
Dr. Graf Lambsdorff 20. 3. 
Männing 20. 3. 
Dr. Mitzscherling 20. 3. 
Müller (Wadern) * 20. 3. 
Dr. Müller * 20. 3. 
Dr.-Ing. Oldenstädt 18. 3. 
Picard 20. 3. 
Reddemann ** 19. 3. 
Frau Roitzsch 20. 3. 
Frau Schlei 20. 3. 
Dr. Freiherr Spies 
von Büllesheim * 20. 3. 
Dr. von Weizsäcker 18. 3. 
Dr. Wendig 20. 3. 
Dr. Wieczorek 20. 3. 
Frau Will-Feld 20. 3. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen 
Union 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 20. Fe-
bruar 1981 beschlossen, zu dem Mineralöl- und 
Branntweinsteuer-Änderungsgesetz 1981 zu verlan-
gen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen 
wird. 

Der Vermittlungsausschuß hat das Gesetz in sei-
ner Sitzung am 6. März 1981 bestätigt. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 13. März 
1981 beschlossen, gegen das Gesetz Einspruch einzu-
legen. 

Die entsprechenden Mitteilungen des Präsidenten 
des Bundesrates sowie des Vorsitzenden des Ver-
mittlungsausschusses sind als Drucksachen 9/197, 
9/216 und 9/231 verteilt. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 13. März 
1981 beschlossen, dem Gesetz zum Protokoll vom 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

24. Oktober 1979 zu dem Abkommen vom 18. Dezem-
ber 1972 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik Polen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen zuzustimmen. 

In der gleichen Sitzung hat der Bundesrat ferner 
beschlossen, dem Staatshaftungsgesetz nicht zuzu-
stimmen und zu dem Zwanzigsten Strafrechtsände-
rungsgesetz zu verlangen, daß der Vermittlungsaus-
schuß einberufen wird. 

Die Schreiben des Präsidenten des Bundesrates 
sind als Drucksachen 9/238 und 9/237 verteilt. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 20. Fe-
bruar 1981 gemäß § 30 Abs. 4 des Bundesbahngeset-
zes vom 13. Dezember 1951 den Nachtrag zum Wirt-
schaftsplan der Deutschen Bundesbahn für das Ge-
schäftsj ahr 1980 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. Der Nachtrag liegt im Parlamentsarchiv 
zur Einsicht aus. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit hat mit Schreiben vom 18. Fe-
bruar 1981 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachste-
henden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 337/79 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein 

- Drucksache 9/37 Nr. 170 - 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur zweiten Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 351/79 über den Zusatz von Alkohol zu Er-
zeugnissen des Weinsektors 

- Drucksache 9/37 Nr. 134 (berichtigt in Druck-
sache 9/108) - 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 337/79 und Nr. 338/79 auf dem Gebiet der ge-
meinsamen Marktorganisation für Wein 

- Drucksache 9/108 Nr. 27 - 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit 
Schreiben vom 13. Februar 1981 mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur 
Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates betr. den 
zulässigen Schallemissionspegel von Hydrau-
lik- und Seilbaggern, Planiermaschinen und La-
gern 

- Drucksache 9/60 Nr. 13 - 

Entwurf eines Beschlusses zur Errichtung eines 
gemeinsamen Dolmetscherdienstes 

- Drucksache 9/37 Nr. 136 - 
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Der stellvertretende Vorsitzende des Haushalts-
ausschusses hat mit Schreiben vom 18. Februar 1981 
mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EG-
Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Ein-
führung von zusätzlichen Gemeinschaftsmaß-
nahmen des Vereinigten Königreichs und damit 
zur Konvergenz der Wirtschaften der Mitglied-
staaten der Gemeinschaft 

— Drucksache 9/127 Nr. 26 — 

Vorschlag einer Verordnung des Rates zur An-
derung der Verordnung (EWG) Nr. 1172/76 vom 
17. Mai 1976 zur Schaffung eines Finanzmecha-
nismus 

— Drucksache 9/127 Nr. 25 — 

Vorschlag einer Verordnung des Rates über den 
Ausgleich des griechischen Beitrags zu den Ko-
sten des Finanzmechanismus und der zusätzli-
chen Maßnahmen zugunsten des Vereinigten 
Königreichs 

— Drucksache 9/37 Nr. 146 — 

Mitteilung an den Rat betr. die Verhandlungen 
über ein Abkommen in Form eines Briefwech-
sels zwischen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und der portugiesischen Republik 
über die Durchführung einer Finanzhilfe zugun-
sten Portugals vor dessen Beitritt 

— Drucksache 9/37 Nr. 147 — 

Entwurf einer Verordnung der Kommission mit 
Durchführungsbestimmungen zu einigen Vor-
schriften der Haushaltsordnung vom 21. De-
zember 1977 

— Drucksache 9/37 Nr. 145 — 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft hat mit Schreiben vom 11. Februar 
1981 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende 
EG-Vorlage zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag eines Beschlusses des Rates zur Fest-
legung eines Programmes der Europäischen 
Atomgemeinschaft und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft auf dem Gebiet der wis-
senschaftlich-technischen Ausbildung 

— Drucksache 8/4181 Nr. 19 — 

Der stellvertretende Vorsitzende des Auswärtigen 
Ausschusses hat mit Schreiben vom 19. Februar 
1981 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende 
EG-Vorlage zur Kenntnis genommen hat: 

Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates 
über den Abschluß des Abkommens über den 
Beitritt der Republik Simbabwe zum zweiten 
AKP-EWG-Abkommen von Lomé 

Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates 
über den Abschluß des Interimsabkommens 

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Republik Simbabwe. 

Entwurf eines Beschlusses des AKP/EWG-Mi-
nisterrates zur Änderung der Liste der AKP-
Binnenländer 

— Drucksache 9/60 Nr. 12 — 

Die in Drucksache 9/158 unter Nummer 7 aufge-
führte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Koor-
dinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften über Versicherungsverträge 

wird als Drucksache 9/215 verteilt. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Fra-
gen des Abgeordneten Thüsing (SPD) (Drucksache 
9/159 Fragen 141 und 142): 

Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor, daß auslän-
dische Touristen in der Türkei inhaftiert und mißhandelt wurden? 

Kann die Bundesregierung die Sicherheit von Touristen aus der Bun-
desrepublik Deutschland in der Türkei gewährleisten? 

Zu Frage 141:  

Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
darüber vor, daß in der Türkei inhaftierte ausländi-
sche Touristen mißhandelt wurden. Wenn Sie den 
Fall Doerte Plaue meinen, so will ich mitteilen, daß 
Doerte Plaue am 17. Februar durch Beschluß des 
Schwurgerichts Mugla gegen Kaution entlassen 
wurde. Der Paß wurde ihr ausgehändigt, was bedeu-
tet, daß sie die Türkei verlassen kann. 

Zu Frage 142: 

Die Verantwortung hierfür liegt bei den türki-
schen Behörden. Aber der Fall Plaue war nach unse-
rem Kenntnisstand eine Ausnahme. In solchen Aus-
nahmefällen kümmern sich Botschaften und Konsu-
late um die Betroffenen. 

Anlage 4 

Antwort 

das Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Frage 
des Abgeordneten Höffkes (CDU/CSU) (Drucksache 
9/159 Frage 146): 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der Auswärtigen Kultur-
politik die deutsche „Michael-Grzimek-Schule" in Nairobi und das dazu-
gehörige Internat finanziell zu unterstützen, damit diese Institution 
nicht auf Grund finanzieller Probleme den Schulbetrieb einstellen muß 
und dadurch 220 Schülern aus Ost- und Zentralafrika die Möglichkeit 
genommen wird, eine Schulbildung nach deutschem Muster zu erhal-
ten? 
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Ja. Von einer Gefahr einer Einstellung des Schul-
betriebs kann nicht die Rede sein. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatministers Dr. von Dohnanyi auf die Fragen 
des Abgeordneten von der Heydt Freiherr von Mas-
senbach (CDU/CSU) (Drucksache 9/159 Fragen 151 
und 152): 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre im Auswärtigen Ausschuß am 
11. Februar 1981 bekanntgegebene Beurteilung der demokratischen In-
tegrität des Präsidenten der revolutionären Regierungsjunta Ei Salva-
dors, José Napoleon Duarte, öffentlich zu wiederholen? 

ist der Bundesregierung eine weitergehende Agrarreform bekannt, 
als sie derzait in  El  Salvador durchgeführt wird, und wenn ja, weiche? 

Zu Frage 151: 

Im Ausschuß hat die Bundesregierung differen-
ziert über die Junta, ihre Absichten und Praktiken 
berichtet. Ich beziehe mich hier auf diesen Be-
richt. 

Zu Frage 152: 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, ist die 
Durchführung der Agrarreform derzeit noch wenig 
fortgeschritten. Sie glaubt deshalb nicht, daß sie sich 
jetzt bereits der in Ihrer Frage erwarteten Wertung 
anschließen kann. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Fra-
gen des Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/159 Fragen 153 und 154): 

Hat  die Bundesregierung Informationen, daß die Verstaatlichung der 
Banken in El Salvador bereits vorgenommen worden ist, und hält sie ei-
nen solchen Schritt für ein wirksames Mittel zur Entmachtung der dort 
bis zum 15. Oktober 1979 herrschenden Oligarchie? 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die Ver-
staatlichung des Außenhandels El Salvadors? 

Zu Frage 153: 

Nach meiner Kenntnis ist mit der Verstaatlichung 
der Banken erst begonnen worden, indem his Ende 
1980 Bilanzen aufgestellt wurden. Mit dem Verkauf 
der Aktien an Bankangestellte und ans Publikum ist 
noch nicht begonnen worden. 

Zu Frage 154: 

Die Verstaatlichung des Außenhandels hat zu-
nächst zu technischen und Verwaltungsschwierig-
keiten geführt, die aus der Umstellung der Außen-
handelsorganisation herrühren. 

Es ist angesichts der Lage in El Salvador zu früh, 
die Auswirkung der Verstaatlichung des Außenhan-
dels zu beurteilen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfsburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 9/159 Fragen 155 und 
156): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die FDR-Vertreterin Ana Gu-
adalupe Martinez schon vor mehr als einem Jahr öffentlich im Fernse-
hen und anschließend auch in einem Buch damit geprahlt hat, sie selbst 
habe bereits mehr als 25 salvadorianische Polizeibeamte umgebracht, 
und hält die Bundesregierung es für angebracht, einer solchen Mörderin 
hochrangige Gesprächspartner zur Verfügung zu stellen'? 

Mit welchem Ergebnis ist die Bundesregierung Hinweisen nachge-
gangen, ein Mitglied der FDR-Vertretung in Bonn gehöre zur kommuni-
stischen Terrororganisation FAPU? 

Zu Frage 155: 

Die Bundesregierung bemüht sich um Informa-
tion und Vermittlung mit allen Kräften. Für die Bun-
desregierung sind keine Gespräche mit Frau Marti-
nez geführt worden. Ich habe Frau Martinez in mei-
ner Eigenschaft als Mitglied des SPD-Vorstandes im 
Erich-Ollenhauer-Haus angesprochen. 

Zu Frage 156: 

Hinweise darüber, daß der Bonner Vertreter des 
Bonner FDR-Büros der Organisation FAPU ange-
hört, liegen der Bundesregierung nicht vor. Sie un-
terhält mit dem Büro keine offiziellen Verbindun-
gen. 

Wie ich bereits in der letzten Fragestunde am 
12. Februar 1981 sagte, wird — nach meiner Kennt-
nis — das Büro der politischen Opposition Salvadors 
in Bonn von einem prominenten Christdemokraten, 
Herrn Uzquaino, geleitet. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Fragen des 
Abgeordneten Pfeffermann (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/226 Fragen 23 und 24): 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost beabsichtigt, die Heraus-
gabe der Amtlichen Fernsprechbücher an die Deutsche Postreklame 
zum Zweck gewerblicher Nutzung abzutreten, und welche Kostener-
sparnis entsteht dadurch gegebenenfalls bei der Deutschen Bundes-
post'? 

Beabsichtigt die Deutsche Bundespost, gegebenenfalls diese Einspa-
rungen an die Fernsprechteilnehmer weiterzugeben, und wie wird sich 
dies auf die Grundgebühren auswirken? 

Im Zusammenhang mit einer völligen Neugestal-
tung der amtlichen Fernsprechbücher untersucht 
die Deutsche Bundespost gemeinsam mit der Deut-
schen Postreklame GmbH zusätzliche Werbemög-
lichkeiten in den amtlichen Fernsprechbüchern. Die 
bisher erschienenen Testbücher in vier Bereichen 
sind von der Bevölkerung gut aufgenommen wor-
den. Es wird daher erwogen, die Herstellung der 
amtlichen Fernsprechbücher der Deutschen Post-
reklame zu übertragen. Im Laufe der Jahre soll ein 
wesentlicher Teil der Herstellungskosten über Wer-
beeinnalimen finanziert werden. 

Die Deutsche Bundespost unternimmt große An-
strengungen, um ihr Dienstleistungsangebot stän-
dig zu verbessern und ihre Aufgaben so kostengün-
stig wie möglich zu erbringen. Die erhofften Einspa-
rungen aus den erweiterten Werbemöglichkeiten im 
amtlichen Fernsprechbuch werden die Kostenrech- 
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) nung des Fernmeldedienstes positiv beeinflussen 
und im Rahmen der Gebührenpolitik Berücksichti-
gung finden. Sie eignen sich jedoch nicht für eine ge-
zielte Weitergabe an die Fernsprechteilnehmer in 
Form einer Ermäßigung der Grundgebühren. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Roitzsch (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/226 Frage 33): 

Trifft es zu, daß auf der Grundlage des Gesprächs des Bundeskanzlers 
mit den Chefs der Länderregierungen am 8. Dezember 1980 beschlossen 
wurde, eine Kommission unter dem Vorsitz des hessischen Ministerprä-
sidenten gebildet wurde, und wie oft hat diese Kommission bereits ge-
tagt? 

In der Konferenz der Bauminister des Bundes und 
der Länder am 19. Dezember 1980 wurde die Bildung 
einer Sachverständigen-Kommission „Wohnungspo-
litik" beim Bundesbauminister vereinbart. Durch 
die Beteiligung von Ländervertretern ist sicherge-
stellt, daß Vorstellungen von seiten der Länder in die 
Überlegungen dieser Kommission einfließen. Des-
halb wurde auf die Bildung einer eigenen Sachver-
ständigen-Kommission auf Länderseite verzichtet. 

Die 1. Sitzung der Kommission hat am 12. Februar 
stattgefunden. Die nächste Sitzung wird am 24. März 
stattfinden. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Fra-
gen des Abgeordneten Kühbacher (SPD) (Drucksa-
che 9/226 Fragen 34 und 35): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die jetzige Fassung des 
Wohngeldgesetzes Antragsteller mit einem erkennbar höheren Einkom-
men im Bewilligungszeitraum trotz allem ein höheres Wohngeld erhal-
ten, weil sie im Vorjahr weniger verdient haben, und beabsichtigt sie 
eine Gesetzesänderung mit welchem Ziel? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die jetzige Neufassung 
des Wohngeldgesetzes etwa ein Drittel aller Wohngeldanträge auf Sozi-
alhilfeempfänger entfällt und daß dadurch Bearbeitungsdauern bis zu 
sechs Monaten bei den örtlichen Wohngeldstellen entstehen, ohne daß 
die Betroffenen davon einen materiellen Vorteil haben, und gedenkt die 
Bundesregierung, hieraus Konsequenzen für die künftige Wohngeldre-
gelung zu ziehen? 

Zu Frage 34: 

Nach der am 1. Januar 1981 in Kraft getretenen 
Fassung des § 11 Abs. 2 des Wohngeldgesetzes 
(WoGG), sind bei der Entscheidung über den Antrag 
auf Wohngeld feststehende künftige Einnahmen im 
Bewilligungszeitraum nur dann der Wohngeldbe-
rechnung zugrunde zu legen, wenn sie niedriger sind 
als die für den Bemessungszeitraum vor Antragstel-
lung ermittelten Einnahmen. Durch diese Regelung 
sollen umfangreiche Berechnungen bei zu erwarten-
der Erhöhung von Renten und Gehältern vermieden 
werden. Um jedoch bei bestimmten Fallgestaltun-
gen sozial nicht gerechtfertigte Wohngeldleistungen 
bei größeren Einnahmeerhöhungen auszuschließen, 
hat die Bundesregierung eine Änderung von § 11 
Abs. 2 WoGG vorgeschlagen (Art. 17 des Subven

-

tionsabbaugesetzes, Drucksache 9/92), über die z. Z. 
im zuständigen Ausschuß des Bundestages beraten 
wird. 

Zu Frage 35: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß seit Jahren 
ein beachtlicher Anteil der Wohngeldanträge auf So-
zialhilfeempfänger entfällt. 1978 machten Haushal-
te, bei denen der Antragsteller oder ein Familienmit-
glied Leistungen der Sozialhilfe oder Kriegsopfer-
fürsorge erhielt, annähernd ein Viertel aller Haus-
halte mit Wohngeldbezug aus; die entsprechenden 
Daten für die folgenden Jahre stehen noch nicht zur 
Verfügung. Der Deutsche Bundestag hat die Bun-
desregierung daher im Mai 1980 (vgl. Plenarproto-
koll 8/218, S. 17556) gebeten, „bei der nächsten 
Wohngeldnovellierung eine Regelung zur Vereinfa-
chung der Bearbeitung der Wohngeldanträge von 
Sozialhilfe- und Kriegsopferfürsorgeempfängern 
vorzusehen" (vgl. Drucksache 8/4011 S. 4 Nr. 4.2). Die 
Bundesregierung prüft zur Zeit, welche Regelungs-
möglichkeiten hier bestehen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/226 Frage 36): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Wohngeldberechtigte eine 
Sozialmietwohnung bewohnen, und mit wie vielen neuen Wohngeldbe-
rechtigten wäre bei einer schrittweisen Heranführung der Sozialmieten 
an die Vergleichsmieten im Ergebnis zu rechnen, wenn man dabei be-
rücksichtigt, daß ohnehin keine 3 Millionen sozialwohnungsberechtig-
ten Haushalte im Sozialmietwohnungsbestand untergebracht sind? 

Nach der Wohngeldstatistik 1978 lebten rund 
1,5 Millionen Wohngeldberechtigte in Sozialmiet-
wohnungen. Durch eine schrittweise Heranführung 
der Sozialmieten an die Vergleichsmieten würden 
im Durchschnitt die Sozialmieten um rd. 1,— DM 
steigen. 

Hinter dieser Durchschnittszahl stehen im Einzel-
fall jedoch Mieterhöhungen von 0 bis 3,— DM je 
m 2  Wohnfläche. 

Nach der heute vorliegenden Datenbasis kann da-
her nicht abgeschätzt werden, wie viele einkom-
mensschwache Haushalte von relativ hohen Miet-
steigerungen betroffen werden. Die Frage wäre nur 
nach umfangreichen zusätzlichen Erhebungen und 
Berechnungen zu beantworten. 

Bei einer Heranführung der Sozialmieten an das 
Vergleichsmietenniveau wären zudem Änderungen 
des Wohngeldbemessungssystems notwendig. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Fragen 
des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 
9/226 Fragen 59 und 60): 
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Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der ständig steigenden 
Benzinpreise zur Entlastung der Bevölkerung der ländlichen Räume 
eine nach kommunalen Gebietskörperschaften gestaffelte erhöhte Kilo-
meterpauschale einzuführen? 

1st die Bundesregierung bereit, nunmehr von einer Umlegung der 
Kraftfahrzeugsteuer auf die Mineralölsteuer abzusehen, um dadurch 
die zur Zeit ständig steigenden Treibstoffpreise nicht noch weiter in die 
Höhe schnellen zu lassen und um dadurch komplizierte Abrechnungs-
verfahren für bestimmte Personenkreise und sich daraus ergebende 
verwaltungstechnische Bürokratien zu vermeiden? 

Zu Frage 59: 

Eine regionale Staffelung der Kilometerpauschale 
nach kommunalen Gebietskörperschaften wird die 
Bundesregierung nicht vorschlagen. Eine solche 
Staffelung würde sich nur anbieten, wenn die Ver-
kehrsverhältnisse, insbesondere das Angebot an öf-
fentlichem Nahverkehr, regional einheitlich gut 
oder einheitlich unzureichend wäre. Dies ist aber 
nicht der Fall. Denn es gibt sowohl in ländlichen Ge-
meinden und in Ballungsräumen einerseits schnelle 
und direkte Verkehrsverbindungen des öffentlichen 
Personennahverkehrs, andererseits aber auch 
Wohngebiete, die mit von öffentlichen Verkehrsmit-
teln nur in unregelmäßigen Zeitabständen bei weni-
gen Haltestellen bedient werden. 

Eine Regionalisierung der Kilometerpauschale 
könnte deshalb im Einzelfall zu unbilligen Ergebnis-
sen führen. 

Zu Frage 60: 

Der Preis für unsere Ölimporte hat sich zwischen 
1973 und 1980 bei Verringerung der Menge vervier-
facht und maßgeblich zu dem Leistungsbilanzdefizit 
1980 von 28 Mrd. DM beigetragen. Die zum Abbau 
dieses Defizits notwendigen Kapitalimporte setzen 
derzeit ein attraktives Zinsangebot voraus, das wie-
derum zum Investitionshemmnis wird. Unsere Ab-
hängigkeit von Ölimporten bedroht deshalb unser 
Wachstum und unseren Arbeitsmarkt. 

Die Bundesregierung hält die Umlegung der Kfz-
Steuer auf die Mineralölsteuer für ein geeignetes 
Mittel, Konstrukteure, Käufer und Fahrer von 
Kraftfahrzeugen zur Einsparung von Kraftstoff an-
zuhalten. Sie wird entsprechend der Regierungser-
klärung vom 24. November 1980 das Vorhaben des-
wegen weiter verfolgen, ist sich aber darüber im kla-
ren, daß sie es nur mit Unterstützung der Länder, de-
nen das Aufkommen der Kraftfahrzeugsteuer zu-
steht, verwirklichen kann. 

Sie unterstellen in Ihrer Frage, daß die Umlegung 
der Kraftfahrzeugsteuer auf die Mineralölsteuer mit 

einem „komplizierten Abrechnungsverfahren und 
einer sich daraus ergebenden verwaltungstechni-
schen Bürokratie" verbunden sei. Diese Vermutung 
kann ich Ihnen nicht bestätigen. 

Mit der Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer sind 
Millionen von Zahlungsvorgängen, Vorwegerinne-
rungen und Mahnungen verbunden. Die Bundesre-
gierung wird bei dem entsprechenden Gesetzent-
wurf sehr sorgfältig darauf achten, daß dieser Ver-
einfachungseffekt für Bürger und Verwaltung nicht 
von anderen Regelungen aufgezehrt wird. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/226 Frage 64): 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Mobilisierung von Bauland auch 
nichtbuchführungspflichtigen Landwirten die Steuerfreiheit nach § 6 b 
EStG bei einer Reinvestition von Veräußerungserlösen in Wohnbauten 
zuzubilligen? 

Nach § 6 c des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
können grundsätzlich auch nicht buchführende 
Landwirte bestimmte Veräußerungsgewinne steuer-
begünstigt auf Grund und Boden oder Gebäude 
übertragen. Die Paragraphen 6 b und 6 c EStG erfor-
dern allerdings sowohl bei buchführenden als auch 
bei nicht buchführenden Steuerpflichtigen, daß die 
begünstigten Reinvestitionsgüter zum Betriebsver-
mögen gehören. Diese Voraussetzung ist im allge-
meinen erfüllt, wenn ein Landwirt ein Mietwohn-
haus auf einer bisher im Rahmen seines Betriebs 
bewirtschafteten Parzelle baut; auch insoweit be-
steht zwischen buchführenden und nicht buchfüh-
renden Landwirten kein Unterschied. Erwirbt ein 
Landwirt hingegen Grundstücke in der Absicht, dar-
auf Miethäuser zu errichten, so ist es nach den allge-
meinen steuerlichen Grundsätzen über die Abgren-
zung von Betriebsvermögen und Privatvermögen re-
gelmäßig nicht möglich, diese Grundstücke als land-
wirtschaftliches Betriebsvermögen zu behandeln. 
Solche Objekte gehören vielmehr regelmäßig zum 
Privatvermögen mit der Folge, daß Gewinne aus ei-
ner etwaigen späteren Veräußerung steuerfrei blei-
ben. Die Übertragung stiller Reserven nach den Pa-
ragraphen 6 b und 6 c des Einkommensteuergeset-
zes darf nicht zu einem endgültigen Steuerausfall 
führen. Die Bundesregierung sieht infolgedessen 
keine Möglichkeit, die Steuervergünstigung generell 
auf die Reinvestition von Veräußerungserlösen in 
Wohnbauten auszudehnen. 
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